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Anordnung  
zur Durchführung der  

Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
Allgemeiner Verwaltungsdienst 

Laufbahngruppe 1 Einstiegsamt 2  
und der  
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I
Zuständig für die Durchführung der

1. Ausbildungs- und Prüfungsordnung Allgemeiner Ver-
waltungsdienst Laufbahngruppe 1 Einstiegsamt 2 vom 
25. Oktober 2011 (HmbGVBl. S. 425, 428), geändert am 
5. April 2016 (HmbGVBl. S. 161, 162),

2. Ausbildungs- und Prüfungsordnung Allgemeiner Ver-
waltungsdienst Laufbahngruppe 2 Einstiegsamt 1 vom 
22. Februar 2022 (HmbGVBl. S. 132)
in der jeweils geltenden Fassung ist, soweit dort nichts 

anderes bestimmt ist,

der Senat – Personalamt –.

II
Die Anordnung zur Durchführung der Verordnungen 

über den Vorbereitungsdienst für den Zugang zum zweiten 
Einstiegsamt der Laufbahngruppe 1 und zum ersten Ein-
stiegsamt der Laufbahngruppe 2 in der Fachrichtung All-
gemeine Dienste zur Verwendung in den Aufgaben des 
Allgemeinen Verwaltungsdienstes vom 25. Oktober 2011 
(Amtl. Anz. S. 2425, 2426) in der geltenden Fassung wird auf-
gehoben.

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 22. Februar 2022.
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Bekanntmachung der Allgemeinverfügung 
Muster-Corona-Hygieneplan für alle Schulen 

in der Freien und Hansestadt Hamburg
26. überarbeitete Fassung, gültig ab 21. Februar 2022

Gemäß § 41 Absatz 4 Satz 3 erster Halbsatz des Hambur-
gischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (HmbVwVfG) vom 
9. November 1977 (HmbGVBl. S. 333, 402), zuletzt geändert 
am 18. März 2020 (HmbGVBl. S. 171), wird die nach-
stehende Allgemeinverfügung abgedruckt. Diese ist gemäß 
§ 41 Absatz 4 Satz 3 zweiter Halbsatz HmbVwVfG am  
21. Februar 2022 um 10.03 Uhr im Internet zugänglich 
gemacht worden und unter https://www.hamburg.
de/14709468 abrufbar.

Hamburg, den 21. Februar 2022

Die Behörde für Schule und Berufsbildung
Amtl. Anz. S. 278

Muster-Corona-Hygieneplan  
für alle Schulen  

in der Freien und Hansestadt Hamburg
26. überarbeitete Fassung, gültig ab 21. Februar 2022

VORBEMERKUNG

0. ANORDNUNG DER SOFORTIGEN  
VOLLZIEHUNG ALLER REGELUNGEN

1. DURCHFÜHRUNG DES SCHULBETRIEBS  
IM SCHULJAHR 2021/22

1.1. VERPFLICHTENDE SCHNELLTESTS FÜR 
LAIEN BEI ALLEN AN DER SCHULE TÄTIGEN 
PERSONEN

1.2. VERPFLICHTENDE SCHNELLTEST FÜR LAIEN 
BEI SCHÜLERINNEN UND SCHÜLERN

1.3. AUSNAHMEN VON DER TESTPFLICHT

2. ABSTANDS- UND KONTAKTREGELN

2.1. ABSTANDS- UND KONTAKTREGELN  
FÜR SCHÜLERINNEN UND SCHÜLER

2.2. ABSTANDS- UND KONTAKTREGELN  
FÜR DAS SCHULISCHE PERSONAL

2.3. MAßNAHMEN ZUR SICHERSTELLUNG  
DER ABSTANDREGELN

3. DAS TRAGEN VON MEDIZINISCHEN MASKEN

4. UMGANG MIT SCHÜLERINNEN  
UND SCHÜLERN MIT ERHÖHTEM RISIKO

5. PERSÖNLICHE HYGIENE

5.1. UMGANG MIT SYMPTOMEN

5.2. ALLGEMEINE REGELN ZUR PERSÖNLICHEN 
HYGIENE

6. RAUMHYGIENE

6.1. LÜFTUNG DER SCHULISCHEN RÄUMLICH-
KEITEN

6.2. REINIGUNG AN SCHULEN

6.3. HYGIENE IM SANITÄRBEREICH

7. INFEKTIONSSCHUTZ IN DEN KÜNSTLERI-
SCHEN FÄCHERN UND BEIM SCHWIMMEN

8. MITTAGESSEN UND TRINKWASSER-
VERSORGUNG

9. INFEKTIONSSCHUTZ IM SCHULBÜRO

10. INFEKTIONSSCHUTZ BEI DER ERSTEN HILFE

11. KONFERENZEN UND VERSAMMLUNGEN

12. ZUGANG VON ELTERN UND SCHULFREMDEN 
PERSONEN

13. REISERÜCKKEHRERINNEN  
UND REISERÜCKKEHRER

14. DOKUMENTATION UND NACHVERFOLGUNG

15. AKUTER CORONAFALL  
UND MELDEPFLICHTEN

Vorbemerkung

Alle Schulen in Hamburg verfügen nach § 36 i.V.m. § 33 
Infektionsschutzgesetz (IfSG) über einen schulischen  
Hygieneplan, in dem die wichtigsten Eckpunkte nach dem 
Infektionsschutzgesetz geregelt sind. Der vorliegende Mus-
ter-Corona-Hygieneplan basiert auf den Vorgaben des 
Infektionsschutzgesetzes und auf der Verordnung zur Ein-
dämmung der Ausbreitung des Corona-Virus SARS-COV-2 
in der Freien und Hansestadt Hamburg. Er enthält Anga-
ben über die zu treffenden technischen, organisatorischen 
und ggf. erforderlichen individuellen Maßnahmen zum 
Arbeitsschutz und ist von allen Hamburger Schulen ent-
sprechend ihrer schulischen Gegebenheiten zu operationa-
lisieren. Die Schule muss einen eigenen Hygieneplan nur 
dann und soweit aufstellen, als sie wegen räumlichen oder 
personeller Besonderheiten von diesem Musterhygieneplan 
abweichen muss.

Dieser Plan gilt ab dem 21. Februar 2022 bis zu dem 
Zeitpunkt, zu dem die Behörde für Schule und Berufsbil-
dung in Abstimmung mit der Behörde für Arbeit, Gesund-
heit, Soziales, Familie und Integration die Vorgaben an die 
allgemeine Entwicklung der Corona-Pandemie anpasst. 
Regelungen zum Einsatz des schulischen Personals und der 
Verwaltungsangestellten in Schulbüros mit höherem Risiko 
sind nicht Teil dieses Muster-Corona-Hygieneplans.  
Be achten Sie hierzu die Anlage 5 des Schreibens der Amts-
leitung vom 29. Juli 2021.

Schulleitungen sowie Pädagoginnen und Pädagogen 
gehen bei der Umsetzung der Hygienemaßnahmen mit 
gutem Beispiel voran und sorgen zugleich dafür, dass die 
Schülerinnen und Schüler die Hygienehinweise ernst neh-
men und umsetzen. Alle Beschäftigten der Schulen, alle 
Schülerinnen und Schüler sowie alle weiteren regelmäßig 
an den Schulen arbeitenden Personen sind darüber hinaus 
gehalten, sorgfältig die Hygienehinweise der Gesundheits-
ämter bzw. des Robert Koch-Instituts zu beachten. Über die 
Hygienemaßnahmen sind das Personal, die Schülerinnen 
und Schüler sowie die Erziehungsberechtigten auf jeweils 
geeignete Weise zu unterrichten.

Zuständig: Schulleitung

0. Anordnung der sofortigen Vollziehung aller Regelun-
gen

Die sofortige Vollziehung der im Muster-Corona- 
Hygieneplan enthaltenen Regelungen und Pflichten 
wird hiermit angeordnet. Die im Muster-Corona- 
Hygieneplan enthaltenen Regelungen und Pflichten 
dienen dem Schutz individueller Rechtsgüter von 
höchstem Rang, insbesondere von Leben und Gesund-
heit aller schulischen Beteiligten. Weiterhin sind sie 
unerlässlich, um den Schulbetrieb zu gewährleisten, 
und dienen damit der Aufrechterhaltung einer staatli-
chen Aufgabe von überragender Bedeutung für das 
Gemeinwesen. Gegenläufige Interessen einzelner 
Betroffener müssen angesichts der nach wie vor hohen 
Gefahren für Leib und Leben sowie angesichts des 
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Interesses an der Sicherstellung eines ordnungsgemä-
ßen Schulbetriebs zurückstehen.

1. Durchführung des Schulbetriebs im Schuljahr 
2021/22

Die Monate des ausgesetzten Regelschulbetriebes 
waren für die Familien sowie die Kinder und Jugendli-
chen mit großen Belastungen verbunden. Das Lernen 
zu Hause unterscheidet sich erheblich vom Lernen in 
der Schule. Führende Virologen und Wissenschaftler 
weisen zudem darauf hin, dass Kinder und Jugendliche 
auch in ihrer sozialen und psychischen Entwicklung 
Schaden nehmen können, wenn sie sich nicht regelmä-
ßig mit Gleichaltrigen austauschen können und von 
ausgebildeten Pädagogen in ihrer Entwicklung geför-
dert werden. Für alle Kinder und Jugendlichen gilt 
unabhängig von ihren Lebensverhältnissen, dass 
Schule als Ort des Lernens und des sozialen Miteinan-
ders eine besondere Bedeutung für Bildung und Ent-
wicklung hat.

Im August 2021 sind die Schulen aller Schulformen 
daher über alle Jahrgänge im vollen Präsenzunterricht 
nach Stundentafel gestartet. Begleitet wurde der Prä-
senzunterricht durch umfangreiche Infektionsschutz-
maßnahmen. Im Februar 2022 kann festgestellt  werden, 
dass die Infektionen aufgrund der neuen Omikron-Va-
riante in Deutschland wie in allen europäischen Län-
dern wesentlich milder verlaufen als zu Beginn der 
Pandemie. Bundes- und Länderregierungen erarbeiten 
zurzeit einen Stufenplan, der darauf abzielt, bis zum  
20. März 2022 sehr viele Einschränkungen und Sicher-
heitsmaßnahmen zu beenden. Für den Schulbetrieb im 
laufenden Schuljahr bedeutet dies, mögliche Locke-
rungen mit noch notwendigen Infektionsschutzmaß-
nahmen zu verbinden.

Schülerinnen und Schüler vom Präsenzunterricht zu 
befreien, wird ab dem 18. Oktober 2021 nur noch in 
einzelnen Ausnahmefällen aus nachgewiesenen 
gesundheitlich zwingenden Gründen geboten sein, 
siehe auch Kap. 4. Diese Schülerinnen und Schüler 
werden von der Schule nach den vorhandenen perso-
nellen Ressourcen mit Angeboten des Distanzunter-
richts versorgt. Für Reiserückkehrerinnen und Reise-
rückkehrer gelten die Regelungen aus Kap. 13.

Zuständig: Schulleitung

1.1. Verpflichtende Schnelltests für Laien bei allen an der 
Schule tätigen Personen

Nach § 23 Abs. 1b HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
gilt ab dem 18. September 2021: Andere Personen als 
Schülerinnen und Schüler dürfen das Schulgelände nur 
betreten bzw. dort verbleiben, wenn sie einen negativen 
Coronavirus-Testnachweis (§ 10 h HmbSARS-CoV-2- 
EindämmungsVO), einen Coronavirus-Impfnachweis 
oder einen Genesenen-Nachweis vorlegen. Diese Rege-
lungen gilt insbesondere für das pädagogische Personal 
ebenso wie das Verwaltungspersonal an Schulen, für 
das Personal externer Dienstleister (z. B. Catering- oder 
Reinigungsunternehmen), für die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter von Trägern der Freien Kinder- und 
Jugendhilfe) sowie auch für ehrenamtliche Helferinnen 
und Helfer. Auf den jeweiligen Beschäftigungsstatus 
(angestellt, selbständig, ehrenamtlich usw.) kommt es 
hierbei nicht an.

Die Änderung des Infektionsschutzgesetzes sieht seit 
dem 25. November 2021 eine 3-G-Zugangsregel am 
Arbeitsplatz vor. Wer weder geimpft noch genesen ist, 
darf seine Arbeitsstätte grundsätzlich nur betreten, 
wenn er einen aktuellen Testnachweis hat. Zur Erfül-

lung dieser Testpflicht können die kostenlosen Bürger-
tests in den Testzentren genutzt werden. Der entspre-
chende Testnachweis ist den Schulleitungen oder einer 
von ihr beauftragten Person vorzulegen. Die Nutzung 
der Testangebote ist keine Arbeitszeit. Ein Anspruch 
auf Dienst-/Arbeitsbefreiung sowie auf Kostenersatz 
besteht nicht

Ausgenommen sind Sorgeberechtigte der Schülerinnen 
und Schüler, weiter die Polizei, die Rettungsdienste, 
die Feuerwehr, der Katastrophenschutz sowie Bediens-
tete des zuständigen Bezirksamts. Ausgenommen sind 
darüber hinaus Personen, die sich nur temporär auf 
dem Schulgelände befinden und keinen direkten Kon-
takt zu den Schülerinnen und Schülern haben oder 
wenn sie sich außerhalb der Unterrichtszeit auf dem 
Schulgelände befinden wie u. a. Handwerker, Land-
schaftsgärtner, Personen, die auf abgeschlossenen schu-
lischen Baustellen tätig sind, sowie Mitglieder von 
Sportvereinen.

Bei einem positiven Schnelltestergebnis gelten die Mel-
deverpflichtungen aus Kap. 15.

1.2. Verpflichtende Schnelltest für Laien bei Schülerinnen 
und Schülern

Schülerinnen und Schüler, die Präsenzangebote an der 
Schule wahrnehmen, dies schließt die von der Schule 
für verpflichtend erklärte Anwesenheit wie der bei 
Klausuren ein, werden nur zugelassen, wenn sie

– zuvor unter Aufsicht der Schule einen Selbsttest mit 
negativem Ergebnis selbst durchgeführt haben,

– einen Antigen-Schnelltest gemäß § 10 d Hmb SARS-
CoV-2-EindämmungsVO bei einem zugelassenen 
Testzentrum durchführen und ein negatives Ergeb-
nis bestätigt bekommen haben, das nicht älter als 24 
Stunden ist oder

– einen PCR Test vorlegen, der § 10 d Hmb SARS-
CoV-2-EindämmungsVO entspricht und nicht älter 
ist als 48 Stunden.

Dies gilt auch für Schülerinnen und Schüler der Vor-
schulklassen. Verweigern Schülerinnen und Schüler 
eine Selbsttestung, werden sie zu schulischen Präsenz-
angeboten nicht zugelassen und müssen das Schulge-
lände verlassen.

Die Testpflicht umfasst mindestens zwei verpflich-
tende Tests in jeder Kalenderwoche. Die Erhöhung der 
Testfrequenz kann durch das zuständige Gesundheits-
amt im Einzelfall oder durch die Behörde für Schule 
und Berufsbildung nach allgemeiner Infektionsent-
wicklung angeordnet werden. Zu verwenden sind stets 
die von der FHH zur Verfügung gestellten Schnelltests, 
sofern nicht die Alternative nach § 10 d Hmb SARS-
CoV-2-EindämmungsVO wahrgenommen wird. Der 
Test sollte jeweils zu Beginn des Schultages durch-
geführt werden. Der Montag ist als Testtag festgelegt, 
ansonsten ist eine gleichmäßige Verteilung auf die 
weiteren Wochentage vorzusehen. Dies gilt bis auf 
Weiteres auch für geimpfte und genesene Personen im 
Sinne der COVID-19 Schutzmaßnahmen-Ausnahmen-
verordnung, siehe auch Kap. 1.3.

Bei einem positiven Schnelltestergebnis gelten die Mel-
deverpflichtungen aus Kap. 15 sowie die Dokumentati-
onspflichten aus Kap. 14. Darüber hinaus ist keine 
personenbezogene Dokumentation der durchgeführten 
und negativ ausgefallenen Schnelltests durch die Schu-
len notwendig. Zu Monitoringzwecken ist allein der 
zahlenmäßige Verbrauch der Schnelltests zu erfassen 
und der BSB auf Abfrage zu melden.
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Für Angebote der Jugendmusikschule außerhalb des 
Regelunterrichts gilt bei ein 2-G-Zugangsmodell. 
Schülerinnen und Schüler nach Vollendung des 16. 
Lebensjahres müssen daher einen Coronavirus-Impf-
nachweis oder Genesenen-Nachweis, jeweils in Verbin-
dung mit einem amtlichen Lichtbildausweis vorzeigen. 
Alternativ müssen sie ein qualifiziertes schriftliches 
ärztliches Zeugnis (§ 10j Abs. 2 der EindämmungsVO) 
im Original darüber vorlegen, dass sie sich aufgrund 
einer medizinischen Kontraindikation nicht gegen das 
Coronavirus impfen lassen können und einen negati-
ven Coronavirus-Testnachweis nach § 10h vorlegen.

1.3. Ausnahmen von der Testpflicht

Für Schülerinnen und Schüler gilt die Testpflicht 
uneingeschränkt. Dies gilt auch, wenn sie geimpft oder 
genesen sind. Ausgenommen davon sind frisch gene-
sene Schülerinnen und Schüler, die nach zehn Tagen 
Isolation bzw. nach sieben Tagen verkürzter Isolation 
und 48 Stunden Symptomfreiheit und Freitestung mit 
einem Antigen-Schnelltest in einem zugelassenen Test-
zentrum wieder zur Schule kommen. Diese Schülerin-
nen und Schüler können durch die Schulleitung für 
sieben Tage nach Rückkehr in die Schule von der 
Testpflicht ausgenommen werden.

Schulleitungen können von der Einhaltung der Test-
pflicht bei Schülerinnen und Schülern dann Abstand 
nehmen, wenn sie eine besondere persönliche Härte 
bedeutet. Eine solche Härte liegt vor, wenn die gefor-
derte Handlung, wie die Durchführung eines Selbst-
tests, für den Schüler oder die Schülerin beispielsweise 
aufgrund eines sonderpädagogischen Förderbedarfs 
mit besonderen Beeinträchtigungen verbunden ist.

Für andere Personen gilt:

Vollständig Geimpfte oder Genesene sind nach 
Beschlusslage auf Bundesebene getesteten Personen 
gleichgestellt. Auch die Pflicht, sich zweimal in der 
Woche für den Präsenzunterricht testen zu lassen, gilt 
für diese Gruppe nicht mehr.

Als vollständig geimpft gelten alle Personen erst ab 
dem 15. Tag nach der zweiten Corona-Schutzimpfung 
mit einem in der EU zugelassenen Impfstoff. Geimpfte 
müssen einen entsprechenden Nachweis vorlegen kön-
nen. Bei Geimpften ist das der Impfausweis oder eine 
Impfbescheinigung in deutscher, englischer, französi-
scher, italienischer oder spanischer Sprache als Papier-
dokument oder in digitaler Form (§ 2 Abs. 5 Hmb-
SARS-CoV-2-EindämmungsVO i.V.m. §  2 COVID-19- 
Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung). Als voll-
ständig geimpft gelten auch diejenigen Personen, die 
zusätzlich zu einer durchgemachten Infektion mit dem 
SARS-CoV-2-Virus eine einzelne Impfdosis erhalten 
haben (geimpfte Genesene). Ist die Corona-Infektion 
vor der Impfung aufgetreten, so gilt die Person ab dem 
Tag der Impfung sofort als vollständig geimpft. Ist die 
Corona-Infektion nach der Impfung aufgetreten, so gilt 
die Person ab dem 29. Tag nach der Abnahme des posi-
tiven Tests als vollständig geimpft.

Als Genesene gelten alle Personen, die eine Corona-In-
fektion überstanden haben, die mindestens 28 Tage 
sowie maximal 90 Tage (seit Datum der Abnahme des 
positiven Tests) zurückliegt, oder die nach der zurück-
liegenden Infektion mindestens eine Corona-Schutz-
impfung erhalten haben. Bei Genesenen ist ein Genese-
nen-Nachweis erforderlich. Hierbei handelt es sich um 
eine Bescheinigung, dass eine Infektion mit dem 
Coronavirus auf Grundlage eines PCR-Tests fest gestellt 
worden ist.

2. Abstands- und Kontaktregeln
2.1 Abstands- und Kontaktregeln für Schülerinnen und 

Schüler
Schülerinnen und Schüler sollen angehalten werden, 
nach Möglichkeit Abstand zu wahren. Insbesondere ist 
darauf zu achten, dass unmittelbare körperliche Kon-
taktaufnahmen (z. B. Umarmungen, Händeschütteln) 
soweit wie möglich vermieden werden.
Das allgemeine Abstandsgebot wird zur Sicherstellung 
des Unterrichts in Bezug auf das Lernen im Schulun-
terricht eingeschränkt. Um eine sinnvolle Unterrichts-
gestaltung zu ermöglichen, ist das Abstandsgebot zwi-
schen den Schülerinnen und Schülern im Unterricht in 
der Klasse sowie allen Lern-, Förder- und Ganztagsan-
geboten aufgehoben.
Außerhalb der Unterrichts- und Ganztagsangebote, 
zum Beispiel in den Pausen, auf den Wegen und beim 
Mittagessen sollte im Sinne der Verordnung zur Ein-
dämmung der Ausbreitung des Corona-Virus SARS-
COV-2 in der Freien und Hansestadt Hamburg darauf 
hingewirkt werden, dass das Abstandsgebot eingehal-
ten wird. Gleichwohl müssen die Schülerinnen und 
Schüler einer Jahrgangsstufe in den allgemeinbilden-
den Schulen untereinander den Mindestabstand nicht 
zwingend einhalten.
Zuständig: Schulleitung, pädagogisches Personal

2.2 Abstands- und Kontaktregeln für das schulische Perso-
nal
Das schulische Personal muss untereinander das 
Abstandsgebot einhalten, beispielsweise in Konferen-
zen, im Lehrerzimmer, im Schulbüro und bei Kontak-
ten mit Eltern. Auf Abstand ist insbesondere in den 
Schulbüros, im Lehrerzimmer und in Teeküchen zu 
achten.
Lehrkräfte und andere pädagogische Kräfte agieren 
grundsätzlich jahrgangs- bzw. kohortenübergreifend 
und können daher in verschiedenen Lerngruppen ein-
gesetzt werden. Im Unterricht sollten Lehrkräfte und 
andere pädagogische Kräfte nach Möglichkeit den 
Abstand zu den Schülerinnen und Schülern einhalten. 
Hier ist ein Mindestabstand von 1,50 Metern jedoch 
nicht zwingend erforderlich. Da die COVID-19-Er-
krankung von der Dosis der Viren abhängt, ist es wich-
tig, dass entsprechende Kontakte mit geringerem 
Abstand als 1,50 Metern in ihrer zeitlichen Dauer 
beschränkt werden. Als hoch gilt die Wahrscheinlich-
keit einer Infektion mit dem Coronavirus nach dem 
Robert-Koch-Institut dann, wenn eine Person in 
„kumulativ mindestens 10-minütigem Gesichts- („face-
to-face“) Kontakt z. B. im Rahmen eines Gesprächs“ zu 
einem an COVID-19-Erkrankten stand.
In einer besonderen Situation befinden sich Lehrkräfte 
und weitere Personen, die nicht nur kohorten-, sondern 
auch schulübergreifend eingesetzt werden müssen, z. B. 
Studienleiterinnen und -leiter oder Lehrkräfte der För-
derzentren. Es ist im Hygieneplan der Schulen darauf 
zu achten, dass die von dieser Gruppe ausgehende 
Infektionsgefahr für andere Personen durch Einhalten 
geeigneter Schutzmaßnahmen minimiert wird.
Zuständig: Schulleitung

2.3 Maßnahmen zur Sicherstellung der Abstandregeln
Die Schulen sorgen durch eine entsprechende Kom-
munikation dafür, dass die Abstands- und Hygienere-
geln allen Personen an der Schule bekannt sind. Sie 
sichern die Einhaltung der derzeit noch notwendigen 
Abstandsregeln, indem sie mit den Schülerinnen und 
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Schülern diese Regeln lernen und einüben. In ihrem 
schuleigenen Hygieneplan beschreiben die Schulen 
Maßnahmen, mit denen sie die Einhaltung der Regeln 
sicherstellen.
Aufsichtspflichten müssen im Hinblick auf veränderte 
Pausensituationen und die neuen Verhaltens- und 
Hygieneregelungen angepasst werden (geöffnete Fens-
ter, körperliche Auseinandersetzungen zwischen Schü-
lerinnen und Schülern, „tote“ Ecken im Schulgelände).
Zuständig: Schulleitung und schulisches Personal

3. Das Tragen von medizinischen Masken
Durch das Tragen von medizinischen Masken werden 
Tröpfchen, die z. B. beim Sprechen, Husten oder Nie-
sen ausgestoßen werden, abgefangen. Als Standard gilt 
dabei die sog. OP-Maske, das Tragen von CPA, KN 95, 
FFP 2 ist freiwillig. Das Risiko, eine andere Person 
durch Husten, Niesen oder Sprechen anzustecken, wird 
so deutlich verringert (Fremdschutz).
Alle Personen müssen an den Schulen bis auf Weiteres 
eine medizinische Maske tragen („Maskenpflicht“). 
Die Maskenpflicht gilt insbesondere während der 
Unterrichts- und Ganztagsangebote, in den Fluren 
sowie auf den Zuwegungen. Von dieser grundsätzli-
chen Regelung gibt es folgende Ausnahmen:
1. Ausgenommen von der Maskenpflicht ist das schu-

lische Personal in der Zeit, in der es in einem Büro 
an einem festen Arbeitsplatz arbeitet und zusätzlich 
untereinander den Mindestabstand einhält. Das gilt 
beispielsweise für das Schulsekretariat oder das 
Lehrerzimmer, aber auch für Elterngespräche, 
Elternabende und Schulkonferenzen in geeigneten 
Schulräumen (siehe auch Kap. 2.2). Für Personen, 
die sich alleine in einem Raum aufhalten, besteht 
keine Maskenpflicht.

2. Ausgenommen von der Maskenpflicht sind Schüle-
rinnen und Schüler, die an einem festen Platz in der 
Schulkantine oder einem Klassenraum das Essen 
einnehmen (zur Mittagessenversorgung siehe auch 
Kap. 8).

3. Eine Befreiung einzelner Schülerinnen und Schüler 
oder Beschäftigter von der Maskenpflicht kann die 
Schulleitung nur auf der Grundlage eines aktuellen 
qualifizierten ärztlichen Attestes erteilen. Dabei 
genügt es nicht, wenn ein Arzt attestiert, die oder 
der Betroffene sei „aus gesundheitlichen Gründen“ 
nicht in der Lage, eine Maske zu tragen. Vielmehr 
muss sich aus dem Attest nachvollziehbar ergeben, 
welche gesundheitlichen Beeinträchtigungen auf-
grund der Verpflichtung zum Tragen einer medizi-
nischen Maske in der Schule zu erwarten sind. Das 
Attest muss die diagnostizierte Erkrankung, auf-
grund derer mit gesundheitlichen Beeinträchtigun-
gen beim Tragen der Maske zu rechnen ist, klar 
ausweisen. Ein qualifiziertes Attest muss darüber 
hinaus zweifelsfrei erkennen lassen, dass
– ein zugelassene Ärztin bzw. ein zugelassener Arzt
– im Rahmen einer persönlichen Untersuchung 

der Patientin/des Patienten
– ein ordnungsgemäßes Attest (Name Patient, 

Stempel Praxis, Datum etc.)
 erstellt hat. Entspricht ein Attest den o.g. Vorgaben, 

so ist es zu akzeptieren und durch die Schulleitung 
mit der oder dem Betroffenen abzustimmen, wie 
eine Teilnahme am Unterricht bzw. ein Einsatz an 
Schule erfolgen kann, ohne dass von ihr bzw. ihm 
eine Ansteckungsgefahr ausgeht.

 Die Befreiung wird grundsätzlich nur ausdrücklich 
befristet für das laufende Schulhalbjahr ausgespro-
chen. Eine kürzere Befreiung ist angezeigt, wenn 
sich dies unmittelbar aus dem Attest ergibt. Wird 
eine Erkrankung attestiert, die offensichtlich keiner 
Besserung zugänglich ist, genügt im folgenden 
Halbjahr die Vorlage des alten Attests.

4. Ausgenommen von der Maskenpflicht ist ferner der 
Aufenthalt im Freien. Die Schulbeschäftigten wer-
den gebeten darauf achten, dass sie selbst den Min-
destabstand gegenüber Schülerinnen und Schülern 
sowie anderen Schulbeschäftigten einhalten und es 
zu keinen größeren Ansammlungen zwischen den 
Schülerinnen und Schülern kommt.

5. Ausnahmen von der Maskenpflicht gelten für den 
Theater- und Musikunterricht. Hier soll die Maske 
abgenommen werden, wenn ein Mindestabstand 
von 2,5 Metern eingehalten werden kann.

6. Die Vorgaben für den Sportunterricht orientieren 
sich dem Grundsatze nach an denen für den Ver-
einssport, soweit sich aus § 23 der Eindämmungs-
verordnung oder dem vorliegenden Musterhygiene-
plan nichts Abweichendes ergibt. Danach gilt für 
den Sport in geschlossenen Räumen keine Masken-
pflicht, hier soll die Maske abgenommen werden. 
Dies gilt auch bei Sportarten mit Positionsverände-
rungen, wie  z. B. dem Mannschaftssport.

7. Schülerinnen und Schülern dürfen in allen Prü-
fungen, Präsentationen und Klausuren dann die 
Maske abnehmen, wenn ein Mindestabstand von 
1,5 Metern eingehalten werden kann.

8. Eine Ausnahme für das schulische Personal von der 
Maskenpflicht bezieht sich auf Unterrichtsphasen 
insbesondere in der Grundschule, die dem Spra-
cherwerb oder dem Lese-Schreiblernprozess die-
nen. Hier ist das temporäre Ablegen der Maske 
möglich, wenn der Abstand von 1,5 Metern zu allen 
Schülerinnen und Schülern gewahrt wird und alle 
weiteren Hygienemaßnahmen, insbesondere das 
Lüften, eingehalten werden. Eine Plexiglasscheibe 
am Pult kann darüber hinaus zusätzlichen Schutz 
bieten.

Die Schule weist alle Beteiligten, insbesondere die Sor-
geberechtigten sowie die Schülerinnen und Schüler, 
auf die Maskenpflicht hin und erklärt die Regeln für 
das Tragen auf dem Schulgelände. Wichtig sind ent-
sprechende Hinweistafeln oder -plakate an den Schul-
eingängen.

Die Schule achtet darauf, dass die Schülerinnen und 
Schüler, die schulischen Beschäftigten sowie alle weite-
ren Personen die Regeln an den Schulen einhalten. 
Werden die Regeln nicht eingehalten, ergreift die 
Schule zur Durchsetzung der Regeln die entsprechen-
den Maßnahmen wie bei anderen Disziplinverstößen 
auch.

Schulexterne sowie Eltern tragen während der Schul-
zeit im Schulgebäude grundsätzlich eine medizinische 
Maske (zum Zugang schulfremder Personen siehe auch 
Kap. 12).

4. Umgang mit Schülerinnen und Schülern mit erhöh-
tem Risiko

Für alle Schülerinnen und Schüler gilt ohne Ein-
schränkung die Schulpflicht.

Bei Schülerinnen und Schülern, die unter Vorerkran-
kungen mit besonderer Risikolage leiden, sind beson-
dere Schutzmaßnahmen zu treffen. Dieses gilt auch für 
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gesunde Schülerinnen und Schüler, die in häuslicher 
Gemeinschaft mit Personen mit besonderen Gesund-
heitsrisiken leben. Die besondere Gefährdung ist durch 
ein qualifiziertes ärztliches Attest nachzuweisen. Hin-
sichtlich der Inhalte des qualifizierten Attests wird auf 
die unter Ziffer 3.3 genannten Anforderung verwiesen. 
Schutzmaßnahmen können z. B. das Tragen einer FFP-
2-Maske, die gesonderte Platzierung im Klassenraum, 
Einsatz von Plexiglaswänden, Ausschluss von Grup-
penarbeiten, abweichende Pausenzeiten und ähnliches 
sein.

Eine Befreiung von der Präsenzpflicht kommt nur im 
Ausnahmefall in Betracht, wenn andere Maßnahmen 
nicht ausreichen. Sie ist grundsätzlich zu befristen 
(siehe Ziffer 3.3.).

Sollte ein Attest aus Sicht der Schulleitung die o. g. 
Bedingungen nicht eindeutig erfüllen und beispiels-
weise als Grund für die Entschuldigung nur das Alter 
eines Elternteils angegeben sein, sollte den Erziehungs-
berechtigten mitgeteilt werden, dass das Attest nicht 
eindeutig im Sinne der Vorgaben und durch ärztliches 
Attest zu spezifizieren ist. Sollte es zu keiner einver-
nehmlichen Lösung kommen, kann über die regionale 
Schulaufsicht Kontakt zur Rechtsabteilung der BSB 
aufgenommen werden, die dann im weiteren Verfahren 
berät.

Liegt nach Eindruck der Schule eine besondere Belas-
tungssituation in der Familie vor, die ggf. durch Ängste 
noch verstärkt wird und sich auch darin ausdrückt, 
dass Sorgeberechtigte ihre Kinder zu Hause behalten 
möchten, wird empfohlen, das zuständige ReBBZ bera-
tend einzubinden.

5. Persönliche Hygiene

Das Coronavirus ist von Mensch zu Mensch übertrag-
bar. Der Hauptübertragungsweg ist die Tröpfchenin-
fektion. Hierbei wird zwischen Tröpfchen und Aeroso-
len unterschieden, wobei der Übergang fließend ist. 
Während insbesondere größere Tröpfchen schnell zu 
Boden sinken, können Aerosole auch über einen länge-
ren Zeitraum in der Luft schweben, siehe auch Kap. 
6.2. Die Tröpfcheninfektion erfolgt vor allem direkt 
über die Schleimhäute der Atemwege. Darüber hinaus 
ist eine Übertragung auch indirekt über kontaminierte 
Hände möglich, wenn sie mit Mund- oder Nasen-
schleimhaut sowie die Augenbindehaut in Kontakt 
gebracht werden. Für einen wirkungsvollen Infektions-
schutz sind vor allem die in den folgenden Kapiteln 
dargestellten Maßnahmen zu beachten.

5.1 Umgang mit Symptomen

Personen mit Corona-typischen Krankheitssympto-
men (akute Atemwegserkrankungen, Husten, Fieber), 
die nicht durch eine chronische Erkrankung zu erklä-
ren sind, dürfen die Schulen nicht betreten. Dieses 
Verbot umfasst alle Personengruppen, die eine Schule 
betreten wollen.

Wegen der Einzelheiten wird für die Schülerinnen und 
Schüler auf die Anlagen „Umgang mit Krankheits- 
bzw. Erkältungssymptomen bei Kindern in Grund-
schulen“ und „Umgang mit Krankheits- bzw. Erkäl-
tungssymptomen bei Kindern und Jugendlichen in 
weiterführenden Schulen“ in der jeweils gültigen Fas-
sung verwiesen. Die dortigen Regeln sind zu befolgen.

Bei Auftreten von Symptomen während der Unter-
richtszeit sind die betreffenden Schülerinnen und 
Schüler zu isolieren und die Eltern zu informieren.

Zuständig: Schulleitung

5.2 Allgemeine Regeln zur persönlichen Hygiene

– Mit den Händen nicht in das Gesicht fassen, insbe-
sondere die Schleimhäute nicht berühren, d. h. 
nicht an Mund, Augen und Nase fassen.

– Keine Berührungen, Umarmungen und kein Hän-
deschütteln.

– Gründliche Händehygiene (z. B. nach dem Naseput-
zen, Husten oder Niesen) durch

a) Händewaschen mit Seife für 20 – 30 Sekunden 
(siehe auch https://www.infektionsschutz.de/
haendewaschen/) oder

b) Händedesinfektion: Über Schulbau Hamburg 
sind alle staatlichen Hamburger Schulen flächen-
deckend mit Handdesinfektionsmitteln und ent-
sprechenden Spender ausgestattet worden. Das 
sachgerechte Desinfizieren der Hände ist dann 
sinnvoll, wenn ein gründliches Händewaschen 
nicht möglich ist. Dazu muss Desinfektionsmit-
tel in ausreichender Menge in die trockene Hand 
gegeben und bis zur vollständigen Abtrocknung 
ca. 30 Sekunden in die Hände einmassiert wer-
den. Dabei ist auf die vollständige Benetzung der 
Hände zu achten (siehe auch www.aktion-sau-
berehaende.de).

– Husten- und Niesetikette: Husten und Niesen in 
die Armbeuge gehören zu den wichtigsten Präventi-
onsmaßnahmen! Beim Husten oder Niesen größt-
möglichen Abstand zu anderen Personen halten, am 
besten wegdrehen.

– Atemwege schützen: Alle Personen an den Schulen 
achten darauf, die Atemwege durch das Tragen 
einer medizinischen Maske zu schützen. Zu den 
genaueren Ausführungsbestimmungen siehe Kap. 3.

Zuständig: Jede Einzelperson

6. Raumhygiene

Neuere Erkenntnisse der Wissenschaft verweisen 
da rauf, dass das Risiko durch Aerosolübertragung eine 
stärkere Bedeutung hat als bislang angenommen, wäh-
rend das Risiko der Schmierinfektion geringer ist als 
bisher angenommen. Weiterhin überragende Bedeu-
tung hat die Übertragung der Krankheit durch Tröpf-
cheninfektion (Husten, Niesen, Sprechen), siehe  
Kap. 5. Grundsätzlich gilt, dass die Schulgemeinschaft 
in der Zeit der Pandemie besonders darauf achtet, die 
Schule sauber zu halten und die Hygieneregeln zu 
befolgen. Insbesondere achten die aufsichtspflichtigen 
Lehrkräfte auf das regelmäßige Lüften (siehe Kap. 6. 2.), 
die fachgerechte Entsorgung des Mülls und auf die 
Einhaltung der Sauberkeit in den Sanitärräumen. Die 
Aufsichtszeiten und das Aufsichtsmanagement sind 
entsprechend anzupassen.

6.1 Lüftung der schulischen Räumlichkeiten

Wichtig ist das regelmäßige und richtige Lüften in 
allen schulischen Räumen, da frische Luft eine der 
wirksamsten Maßnahmen ist, potenziell virushaltige 
Aerosole aus Innenräumen zu entfernen.

Folgende Vorgaben sind zu beachten:

– Es soll in jeder Unterrichtspause intensiv bei weit 
geöffneten Fenstern unter Aufsicht quer- oder stoß-
gelüftet werden.

– Es soll möglichst eine Querlüftung stattfinden, das 
heißt Lüften mit weit geöffneten Fenstern bei 
gleichzeitig geöffneter Tür und im Flur ebenfalls 
geöffneten Fenstern.
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– Brandschutztüren können zum Querlüften kurzzei-
tig geöffnet und anschließend wieder geschlossen 
werden.

– Stoßlüften bedeutet, dass die Fenster vollständig 
geöffnet werden, eine Kipplüftung reicht nicht aus.

– Für den Unterricht gilt als Grundregel, dass alle 20 
Minuten eine knapp fünfminütige Quer- oder Stoß-
lüftung durchgeführt wird, bis es zu einem spürba-
ren Luftaustausch kommt.

– Aus Sicherheitsgründen verschlossene Fenster 
müssen für die Lüftung unter Aufsicht einer Lehr-
kraft geöffnet werden.

– Kommt es während des Unterrichts bei geschlosse-
nen Fenstern bei einzelnen Personen zu wiederhol-
tem Niesen oder Husten, sollte zusätzlich unmittel-
bar bei weit geöffneten Fenstern gelüftet werden.

– Sind raumlufttechnische Anlagen in den Schulen 
vorhanden, sollten diese möglichst durchgehend 
mit Frischluftzufuhr in Betrieb sein. Umluftbetrieb 
ist zu vermeiden.

– Vorhandene mobile Luftfilter sind ergänzend zur 
Lüftung einzusetzen. Sie ersetzen nicht das regel-
mäßige Lüften in den vorgegebenen Intervallen.

Die Vorgaben zum regelmäßigen Quer- oder Stoßlüften 
gelten auch für alle weiteren schulischen Räumlichkei-
ten wie beispielsweise das Lehrerzimmer und das 
Schulbüro. Die Schule regelt die Umsetzung in eigener 
Verantwortung entsprechend der räumlichen Gegeben-
heiten. Zur Lüftung in schulischen Kantinen wird auf 
die Vorgabe in Kap. 8 verwiesen.
Zuständig: Schulleitungen/pädagogisches Personal

6.2 Reinigung an Schulen
Für die Reinigung gelten grundsätzlich die Leistungs-
beschreibung für Gebäude-, Glas- und Fensterrahmen-
reinigung – in den von der Freien und Hansestadt 
Hamburg genutzten Gebäuden – (Ausgabe 2016) und 
die Reinigungspläne für Schulen und Sporthallen 
(Stand: 08.07.2016).
Da die große Sorge vor einer Übertragung durch 
Gegenstände (Klassenbücher, Schulbücher, Hefte) zu 
relativieren ist, können die entsprechenden Vorschrif-
ten und schuleigenen Regelungen gelockert werden.
Darüber hinaus werden die Reinigungsintervalle an die 
früheren Regelungen angepasst, wobei die Schülerin-
nen und Schüler wie gewohnt die Stühle am Ende des 
Schultages auf die Tische stellen und den Klassenraum 
besenrein hinterlassen. Die Maßnahmen verpflichten 
gleichzeitig die Schulgemeinschaft, auf Sauberkeit 
besonders in den Sanitärbereichen zu achten.
Eine täglich präsente und verfügbare Reinigungskraft 
für Ad-hoc-Maßnahmen steht weiterhin stundenweise 
zur Verfügung.
Fachräume und Sporthallen sollen regelmäßig gelüftet 
werden. Eine routinemäßige Flächendesinfektion wird 
in Schulen auch in der jetzigen COVID-Pandemie 
durch das RKI nicht empfohlen. Auch hier ist die ange-
messene Reinigung völlig ausreichend.
Wird eine Desinfektion im Einzelfall durch das zustän-
dige Gesundheitsamt als notwendig erachtet, so ist 
diese durch ein professionelles Reinigungsunterneh-
men entsprechend der Handlungsempfehlung der Leit-
stelle Gebäudereinigung durchzuführen.
Zuständig: Schulbau Hamburg bzw. Gebäudemanage-
ment Hamburg bzw. HEOS/Leitstelle Gebäudereini-
gung der FB

6.3 Hygiene im Sanitärbereich
In allen Toilettenräumen müssen ausreichend Sei-
fenspender, Einmalhandtücher oder Stoffhandtuchrol-
len aus retraktiven Spendersystemen bereitgestellt und 
regelmäßig aufgefüllt bzw. gewartet werden. Die ent-
sprechenden Auffangbehälter für Einmalhandtücher 
und Toilettenpapier sind vorzuhalten.
Toilettenbecken, Urinale, Toilettensitze, Armaturen 
und Waschbecken werden an Grund- und weiterfüh-
renden Schulen bis zu zweimal täglich gereinigt. Die 
Reinigung der Wände, Böden und die Entleerung der 
Papierbehälter erfolgt nach Bedarf.
An berufsbildenden Schulen erfolgt die Reinigung ein-
mal täglich.
Zuständig: Schulbau Hamburg/Gebäudemanagement 
Hamburg bzw. HEOS/Leitstelle Gebäudereinigung der 
FB

7. Infektionsschutz in den künstlerischen Fächern und 
beim Schwimmen
Grundsätzlich gelten im Unterricht noch die modifi-
zierten Abstandsregeln aus Kapitel 2.Unterrichtssitua-
tionen mit direktem Körperkontakt zwischen den 
Schülerinnen und Schülern sind weitestgehend zu ver-
meiden, um das Risiko einer Tröpfcheninfektion oder 
Ansteckung über Aerosole möglichst gering zu halten. 
Zu den einschlägigen Masken-Regelungen siehe Kapi-
tel 3. Zudem gelten für die einzelnen Fächer folgende 
besondere Regelungen:
Musik
Abweichend von den oben aufgeführten Regelungen 
zum Mindestabstand sind beim Gesang, beim Spielen 
von Blasinstrumenten und beim Tanz bis auf weiteres 
auch zwischen Schülerinnen und Schülern einer Klasse 
oder einer Jahrgangsstufe ein Mindestabstand von  
2,50 Metern einzuhalten. Wenn dieser Sicherheitsab-
stand eingehalten wird, kann in musikpraktischen Pha-
sen die Maske abgesetzt werden. Bei den musikprakti-
schen Angeboten sind die allgemeinen Hygieneregeln 
und hier insbesondere das Lüften zu beachten.
Theater
Um Körperkontakt zu vermeiden, müssen im Theater-
unterricht andere Ausdrucksformen der Körperlich-
keit gefunden werden; es werden zudem immer nur 
wenige Personen gleichzeitig im Raum und auf der 
Bühne agieren können. Außerdem gilt für das Spre-
chen im Chor bis auf weiteres ein Mindestabstand von 
2,50 Metern.
Schwimmen
Begleitpersonen zum Schulschwimmen, die das Bad 
betreten, müssen gemäß dem 2-G-Zugangsmodell (§ 10j 
der EindämmungsVO) einen Coronavirus-Impfnach-
weis oder Genesenen-Nachweis, jeweils in Verbindung 
mit einem amtlichen Lichtbildausweis vorzeigen. 
Alternativ müssen sie ein qualifiziertes schriftliches 
ärztliches Zeugnis (§ 10j Abs. 2 der EindämmungsVO) 
im Original darüber vorlegen, dass sie sich aufgrund 
einer medizinischen Kontraindikation nicht gegen das 
Coronavirus impfen lassen können und einen negati-
ven Coronavirus-Testnachweis nach § 10h vorlegen.
Zuständig: Bäderland Hamburg, Fachlehrkräfte

8. Mittagessen und Trinkwasserversorgung
Allgemein zugängliche Trinkwasserspender können 
wieder in Betrieb genommen werden. Dabei sollen 
Schülerinnen und Schüler darauf hingewiesen werden, 
dass sie vor Benutzung die Hände waschen.
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Die gemeinschaftliche Nutzung der Kantinen ist für 
alle Jahrgangsstufen ohne Beachtung des Mindestab-
standes zwischen Schülerinnen und Schülern möglich.

Buffets zur Selbstbedienung dürfen gemäß § 15 der 
Verordnung zur Eindämmung des Coronavirus SARS-
CoV-2 vom 25. August 2020 ab dem 1. September 2020 
wieder angeboten werden.

Folgende Hygienemaßnahmen sind zu beachten:

– Definierte Wegeführung („Einbahnstraßenprin-
zip“)

– Vor dem Essen Hände mit Wasser und Seife ausrei-
chend lange waschen (mindestens 30 Sekunden). 
Das gründliche Händewaschen hat immer Priorität. 
Als zweite Möglichkeit kann Handdesinfektions-
mittel für eine hygienische Händedesinfektion 
genutzt werden.

– Schülerinnen und Schüler tragen eine medizinische 
Maske bis sie ihren Essplatz eingenommen haben.

– Bei Buffets werden die Vorleger/Auffülllöffel regel-
mäßig ausgewechselt.

– Bedienpersonal an Kassen oder der Ausgabe durch 
mechanische Barrieren (z. B. Acrylglas) schützen.

– Regelmäßige Stoßlüftung bspw. alle 20 Minuten, je 
nach Fenstergröße auch häufiger

Zuständig für Trinkwasserspender: Schulleitung/Ham-
burg Wasser

Zuständig für Kantinenbetrieb: Schulleitung in 
Abstimmung mit dem Caterer

9. Infektionsschutz im Schulbüro

Alle dargestellten Hygienemaßnahmen gelten selbst-
verständlich auch für die Schulbüros. Ergänzend haben 
die Schulen die Möglichkeit, Plexiglasscheiben im 
Empfangsbereich als sog. „Spuckschutz“ installieren zu 
lassen. Diese werden aus den Schulbudgets finanziert.

Zuständig: Schulleitung/Schulhausmeister

10. Infektionsschutz bei der Ersten Hilfe

An erster Stelle steht immer die Sicherheit der Ersthel-
fenden. Wenn möglich, sollte der Mindestabstand von 
1,5 m zu anderen Personen gewahrt werden. Zur Mini-
mierung des gegenseitigen Ansteckungsrisikos für die 
ersthelfende und die hilfebedürftige Person sollte von 
beiden eine medizinische Maske getragen werden. 
Wenn direkter körperlicher Kontakt notwendig ist, 
sollten Ersthelfende Einmalhandschuhe tragen.

Nach der Erste-Hilfe-Leistung sollten die Hände 
gründlich gewaschen und optimaler Weise ergänzend 
desinfiziert werden. Hierfür ist Händedesinfektions-
mittel, möglichst beim Erste-Hilfe-Material, zur Ver-
wendung durch Ersthelfende bereitzuhalten.

Zuständig: Schulleitung/Hausmeister

11. Konferenzen und Versammlungen

Schulinterne Konferenzen und Arbeitsgruppensitzun-
gen der Beschäftigten sind im Schuljahr 2021/2 unter 
Wahrung aller einschlägigen Infektionsschutzmaßnah-
men möglich um die vollständige Umsetzung des 
Unterrichts nach Stundentafel, die Priorität genießt, 
sicherzustellen.

Sitzungen der schulischen Gremien sowie weitere 
schulische Veranstaltungen (wie z. B. Elternabende) 
finden regelhaft unter Einhaltung der Hygienevor-
schriften statt, siehe auch Kapitel 2 und 3. Hierzu gehö-
ren auch Findungsverfahren. Auf freiwilliger Basis 
kann eine 3-G-Zugangsregelung eingeführt werden.

Die Schulleitungen prüfen, ob die Anzahl und Dauer 
der schulischen Gremiensitzungen vorübergehend 
reduziert werden sollten, dabei sind die Vorgaben des 
Schulgesetzes einzuhalten. Um die Durchführung der 
Gremiensitzungen zu sichern, soll auch die Form der 
Videokonferenz geprüft werden.

Zuständig: Schulleitung

12. Zugang von Eltern und schulfremden Personen

Eltern und schulfremde Personen müssen auf dem 
Schulgelände und im Schulgebäude eine medizinische 
Maske tragen. Die Eltern werden zudem gebeten, ihre 
Kinder vor dem Schulgebäude zu verabschieden oder 
in Empfang zu nehmen. Sie melden sich im Schulbüro 
der Schule an, wenn sie ein Gespräch mit einer Lehr-
kraft in der Schule führen möchten.

Die Schule soll für alle nicht im hamburgischen Schul-
gesetz vorgeschriebenen Kontakte zu Eltern, anderen 
Sorgeberechtigten und weiteren schulfremden Perso-
nen ein 2-G-Plus-Zugangsmodel gemäß § 10j der Ein-
dämmungsverordnung vorsehen. Betroffen sind insbe-
sondere Tage der offenen Tür, Weihnachtsfeiern, 
 Theateraufführungen und Sportveranstaltungen in 
Schulen vor Publikum. Vorzulegen sind damit

1. ein Nachweis über eine vollständige Impfung oder 
ein Genesenennachweis sowie

2. zusätzlich ein Testnachweis oder ein Nachweis über 
eine Auffrischungsimpfung („Booster“).

Zuständig: Schulleitung

13. Reiserückkehrerinnen und Reiserückkehrer

Mit Stand 21. Februar 2022 dürfen Personen, die aus 
dem Ausland zurückkehren, innerhalb von zehn Tagen 
nach Einreise nur dann das Schulgelände betreten oder 
an schulischen Veranstaltungen teilnehmen, wenn sie 
einen negativen Testnachweis gemäß § 23 Eindäm-
mungsverordnung vorlegen. Dies kann gemäß Kap. 1.2

– ein Antigen-Schnelltest gemäß § 10 d Hmb SARS-
CoV-2-EindämmungsVO sein, der bei einem zuge-
lassenen Testzentrum durchgeführt und durch ein 
negatives Ergebnis bestätig wurde, das nicht älter 
als 24 Stunden ist oder

– ein negatives PCR Test-Ergebnis sein, das § 10 d 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO entspricht und 
nicht älter als 48 Stunden ist.

Dies gilt auch für Schülerinnen und Schüler unter  
12 Jahren und auch nach Rückkehr von Verwandtenbe-
suchen. Hat eine Schule Hinweise darauf, dass Schüle-
rinnen und Schüler oder andere Personen aus dem 
schulischen Umfeld diese Bedingungen nicht erfüllen, 
sind sie umgehend nach Hause zu schicken und bis zur 
Vorlage entsprechender Bescheinigungen vom Präsenz-
unterricht auszuschließen.

Alle Reisenden müssen sich nach Rückkehr aus den 
Frühjahrsferien 2022 und vor Betreten der Schulen 
selbstständig über die geltenden Infektionsschutzrege-
lungen informieren

14. Dokumentation und Nachverfolgung

Für Gemeinschaftseinrichtungen wie Kitas und Schu-
len ist es im Falle eines sog. Ausbuchsgeschehens auch 
weiterhin wichtig, ein Kontaktmanagement durch das 
Gesundheitsamt zu ermöglichen. Dabei ist vor allem 
Folgendes zu beachten:

– regelhaftes Dokumentieren der Anwesenheit in den 
Klassen- und Kursbüchern,
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– regelhaftes Dokumentieren der Gruppenzusam-
mensetzung im Ganztag an GTS Schulen durch die 
Schule, an GBS-Standorten durch den Träger,

– tägliche Dokumentation der Anwesenheit des regel-
haft in der Schule eingesetzten Personals,

– Dokumentation von Einzelförderung mit engem 
Kontakt zu Schülerinnen und Schülern (z. B. Schul-
begleiter).

Die Daten sind gemäß § 7 der Verordnung zur Eindäm-
mung des Coronavirus SARS-CoV-2 unter Angabe des 
Datums und der Uhrzeit der Eintragung vier Wochen 
aufzubewahren. Dabei ist sicherzustellen, dass unbe-
fugte Dritte keine Kenntnisse von den Kontaktdaten 
erlangen können. Die Kontaktdaten sind nach Ablauf 
der Aufbewahrungsfrist zu löschen oder zu vernichten.

Die im Kontext eines Befreiungsantrages von der Mas-
kenpflicht oder vom Präsenzunterricht eingereichten 
Atteste sind vertraulich zu behandeln und vor der Ein-
sichtnahme Dritter zu schützen. Atteste von Schülerin-
nen und Schüler sind in der Schülerakte aufzubewah-
ren und unterliegen den datenschutzrechtlichen Vor-
gaben, die für besonders sensible personenbezogene 
Daten gelten. Atteste der Beschäftigten sind im Origi-
nal verschlossen an das für die jeweilige Schule zustän-
dige Personalsachgebiet zur Aufnahme in die Personal-
akte weiterzuleiten.

Darüber hinaus ist nach Bundesinfektionsschutzgesetz 
der 3-G-Status der Mitarbeitenden zu erfassen. Bei Mit-
arbeitenden, die weder geimpft noch genesen sind, ist 
die Testung täglich zu dokumentieren. Die Dokumen-
tation der durchgeführten Testungen ist bei den jewei-
ligen Vorgesetzten (Schulleitungen, Abteilungsleitun-
gen) bzw. den erfassenden Personen (z. B. Mitarbei-
tende der Schulbüros) unter Verschluss zu halten und 
am Ende des sechsten Monats nach Erhebung jeweils 
zu löschen bzw. zu vernichten.

Zuständig: Schulleitung

15. Akuter Coronafall und Meldepflichten

Sollten in Schule bei Schülerinnen und Schülern oder 
Beschäftigen einer Schule einschlägige Corona-Symp-
tome auftreten (siehe zur Beschreibung unter Kap. 4) 
oder ein positiver Schnelltest bekannt werden, so sind 
Schülerinnen und Schüler ggf. bis zur Abholung durch 
die Eltern in einen gesonderten Raum zu führen. 
Beschäftigte werden gebeten, das Schulgelände zu ver-
lassen.

Bei bestätigten COVID-19- Infektionen informiert die 
Schulleitung umgehend die zuständigen Stellen über 
folgende Funktionspostfächer:

corona@bsb.hamburg.de

corona-schule@BEZIRKEINTRAGEN.hamburg.de

Über die in der betroffenen Schule zu ergreifenden 
Maßnahmen wie z. B. die Schließung einer Klasse oder 
Schule entscheidet danach ausschließlich das zustän-
dige Gesundheitsamt. Diese Entscheidung ist den 
Gesundheitsexperten vorbehalten und liegt nicht im 
Ermessen der Schule oder der Schulleitung.

Zuständig: Schulleitung

Bekanntgabe des Ergebnisses  
einer standortbezogenen Vorprüfung  

eines Einzelfalles zur Feststellung,  
ob eine Verpflichtung zur Durchführung 

einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
gemäß § 5 Absatz 2 UVPG besteht

Firma Liquind 24/7GmbH

Errichtung und Betrieb einer LNG-Tankstelle  
mit der dazugehörigen Lagerung

Genehmigungsverfahren nach § 4 BImSchG,  
Aktenzeichen: 190/2021

Die Firma Liquind 24/7 GmbH hat mit Schreiben vom 
28. November 2021 bei der Behörde für Umwelt, Klima, 
Energie und Agrarwirtschaft – Immissionsschutz und 
Abfallwirtschaft – eine Genehmigung nach § 4 des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes für die Errichtung und den 
Betrieb einer LNG-Tankstelle einschließlich der dazugehö-
rigen Lagerung (Ziffer 9.1.1.2 des Anhangs 1 zur 4. 
BImSchV) auf dem Grundstück Parkplatz „Altenwerder 
Hauptdeich“ in 21129 Hamburg beantragt.

Gemäß § 5 Absatz 1 des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVPG) wurde auf Grundlage der 
Angaben des Vorhabenträgers sowie eigener Informationen 
geprüft, ob nach den §§ 6 bis 14 UVPG für das Vorhaben 
eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung besteht.

Die standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles nach 
§ 7 UVPG in Verbindung mit § 5 UVPG hat nach überschlä-
giger Prüfung unter Berücksichtigung der einschlägigen 
Kriterien nach Anlage 3 UVPG ergeben, dass durch das 
beantragte Vorhaben keine erheblichen nachteiligen 
Umweltauswirkungen auf die in § 2 Absatz 1 UVPG genann-
ten Schutzgüter hervorgerufen werden können, so dass die 
Durchführung einer Umweltverträglichkeits prüfung nicht 
erforderlich ist.

Die wesentlichen Gründe für diese Entscheidung sind 
im UVP-Portal unter https://www.uvp-verbund.de/hh dar-
gelegt.

Hamburg, den 22. Februar 2022

Die Behörde für Umwelt, Klima, Energie  
und Agrarwirtschaft

Amtl. Anz. S. 285

Beabsichtigung der Widmung  
von öffentlichen Wegeteilflächen  

im Stadtteil Altstadt 
– Steinstraße (Fußgängertunnel) –

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände-
rungen wird die im Bezirk Hamburg-Mitte, Gemarkung 
Altstadt-Nord, belegene Fläche des Flurstücks 2038 (teil-
weise) (etwa 215 m²) mit sofortiger Wirkung, beschränkt auf 
den Fußgängerverkehr, gewidmet. Die Widmung be-
schränkt sich auf den Wegekörper und den darüber befind-
lichen Luftraum bis zur Unterkante der Überbauung.

Der räumliche Umfang der Widmung ergibt sich aus 
dem Lageplan und ist gelb gekennzeichnet.
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Der Plan über den Verlauf der zu widmenden Wege-
fläche liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst-
stunden im Fachamt Management des öffentlichen Raumes 
des Bezirksamtes Hamburg-Mitte, Caffamacherreihe 1-3, 
Zimmer D6.305, 20355 Hamburg, zur Einsicht für jeder-
mann öffentlich aus. Während dieser Zeit können alle, 
deren Interessen durch die Maßnahme berührt werden, 
Einwendungen im Fachamt vorbringen.

Hamburg, den 16. Februar 2022

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte
Amtl. Anz. S. 285

Berichtigung der Widmung einer 
Wegefläche in der Straße Grabbestraße 

(erschienen im Amtl. Anz. Nr. 91  
vom 19. November 2021)

In der Überschrift und der Verfügung muss es richtig 
heißen:

„Widmung einer Verbreiterungsfläche in der Grabbe-
straße

Nach § 8 in Verbindung mit § 6 … wird … eine etwa 
69 m² (Flurstück 1849 teilweise) große … Verbreiterungsflä-
che mit sofortiger Wirkung dem öffentlichen Verkehr 
gewidmet.“

Der Lageplan ist auszutauschen.

Hamburg, den 21. Februar 2022

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 286

Widmung von Verbreiterungsflächen  
in der Straße Waitzstraße/Bezirk Altona

Nach § 8 in Verbindung mit § 6 des Hamburgischen 
Wegegesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974 (Hmb-
GVBl. S. 41, 83) werden im Bezirk Altona, Gemarkung 
Groß Flottbek/Bahrenfeld, Ortsteil 218, eine etwa 457 m² 
große (Flurstück 616 teilweise) sowie eine etwa 1737 m² 
große (Flurstück 1846 teilweise), in der Straße Waitzstraße 
liegenden Verbreiterungsflächen mit sofortiger Wirkung 
dem öffentlichen Verkehr gewidmet.

Die urschriftliche Verfügung mit Lageplänen kann 
beim Bezirksamt Altona, Management des öffentlichen 
Raumes, Raum 305, Jessenstraße 1-3, 22767 Hamburg, ein-
gesehen werden. Der räumliche Umfang dieser Widmung 
ergibt sich aus den entsprechenden Lageplänen und ist gelb 
gekennzeichnet.

Hamburg, den 13. Dezember 2021

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 286

Beabsichtigung der Widmung von 
Verbreiterungsflächen in der Straße 
Luruper Haupstraße/Bezirk Altona

Nach § 8 in Verbindung mit § 6 des Hamburgischen 
Wegegesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974 (Hmb-
GVBl. S. 41, 83) werden im Bezirk Altona, Gemarkung 
Lurup, Ortsteil 220, eine etwa 129 m² große (Flurstück 5627 

teilweise) sowie eine insgesamt etwa 381 m² große (Flur-
stück 5641 teilweise), in der Straße Luruper Hauptstraße 
liegenden Verbreiterungsflächen mit sofortiger Wirkung 
dem öffentlichen Verkehr gewidmet.

Die Pläne über den Verlauf der zu widmenden Flächen 
liegen für die Dauer eines Monats während der Dienst-
stunden im Foyer des Fachamtes Management des öffent-
lichen Raumes des Bezirksamtes Altona, Jessenstraße 1-3,  
22767 Hamburg, zur Einsicht für jedermann öffentlich aus. 
Während dieser Zeit können alle, deren Interessen durch 
die beabsichtigte Maßnahme berührt werden, Einwendun-
gen (schriftlich oder zu Protokoll) dort vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 14. Februar 2022

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 286

Beabsichtigung der Entwidmung von 
Wegeflächen in der Straße Alsenplatz/

Bezirk Altona
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 8 in Verbindung mit § 7 des Hamburgischen 
Wegegesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974 (Hmb-
GVBl. S. 41, 83) werden im Bezirk Altona, Gemarkung 
Altona-Nord, Ortsteil 209, in der Straße Alsenplatz eine 
etwa 1143 m² große (Flurstück 2438) sowie eine 25 m² große 
(Flurstück 2443) Wegefläche mit sofortiger Wirkung als für 
den öffentlichen Verkehr entbehrlich entwidmet.

Die Pläne über den Verlauf der zu entwidmenden 
 Flächen liegen für die Dauer eines Monats während der 
Dienststunden im Foyer des Fachamtes Management des 
öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Altona, Jessen- 
straße 1-3, 22767 Hamburg, zur Einsicht für jedermann 
öffentlich aus. Während dieser Zeit können alle, deren 
 Interessen durch die beabsichtigte Maßnahme berührt wer-
den, Einwendungen (schriftlich oder zu Protokoll) dort 
vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 14. Februar 2022

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 286

Veränderung der Benutzbarkeit  
in der Straße Nansenstraße/Bezirk Altona

Nach § 8 in Verbindung mit § 7 des Hamburgischen 
Wegegesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974 (Hmb-
GVBl. S. 41) mit Änderungen wird der Umfang der bisheri-
gen Widmungen der im Bezirk Altona, Gemarkung 
 Bahrenfeld, Ortsteil 216, in der Straße Nansenstraße liegen-
den Wegeflächen, hier das etwa 3200 m² große Flurstück 
1768 teilweise und das etwa 172 m² große Flurstück 4241, 
mit sofortiger Wirkung auf den Rad- und Fußgänger-
verkehr reduziert.

Die urschriftliche Verfügung mit Lageplänen kann 
beim Bezirksamt Altona, Management des öffentlichen 
Raumes, Raum 305, Jessenstraße 1-3, 22767 Hamburg, ein-
gesehen werden. Der räumliche Umfang dieser Widmung 
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ergibt sich aus den entsprechenden Lageplänen und ist 
orange gekennzeichnet.

Hamburg, den 14. Februar 2022

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 286

Widmung einer Wegefläche  
in der Straße Malerwinkel/Bezirk Altona

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) wird im 
Bezirk Altona, Gemarkung Bahrenfeld, Ortsteil 218, eine 
etwa 678 m² große, in der Straße Malerwinkel liegende 
Wegefläche (Flurstück 763) mit sofortiger Wirkung dem 
öffentlichen Verkehr gewidmet.

Für den nach Süden bis zum Kalckreuthweg abzweigen-
den Wohnweg wird der öffentliche Verkehr auf den Fuß-
gänger- und Fahrradverkehr beschränkt.

Die urschriftliche Verfügung mit Lageplänen kann 
beim Bezirksamt Altona, Management des öffentlichen 
Raumes, Raum 305, Jessenstraße 1-3, 22767 Hamburg, ein-
gesehen werden. Der räumliche Umfang dieser Widmung 
ergibt sich aus den entsprechenden Lageplänen und ist gelb 
gekennzeichnet.

Hamburg, den 14. Februar 2022

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 287

Widmung einer Wegefläche in der Straße 
Gustav-Schwab-Straße/Bezirk Altona

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) wird im 
Bezirk Altona, Gemarkung Osdorf, Ortsteil 221, eine etwa 
1105 m² große, in der Straße Gustav-Schwab-Straße  liegende 
Wegefläche (Flurstück 1952) mit sofortiger Wirkung dem 
öffentlichen Verkehr gewidmet.

Für die nach Norden bis zum Friedensweg abzweigende 
Wegeverbindung wird der öffentliche Verkehr auf den Fuß-
gänger- und Fahrradverkehr beschränkt.

Die urschriftliche Verfügung mit Lageplänen kann 
beim Bezirksamt Altona, Management des öffentlichen 
Raumes, Raum 305, Jessenstraße 1-3, 22767 Hamburg, ein-
gesehen werden. Der räumliche Umfang dieser Widmung 
ergibt sich aus den entsprechenden Lageplänen und ist gelb 
gekennzeichnet.

Hamburg, den 14. Februar 2022

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 287

Widmung einer Wegefläche in der Straße 
Kalenbarg/Bezirk Altona

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) wird im 
Bezirk Altona, Gemarkung Osdorf, Ortsteil 216, eine etwa 
3059 m² große, in der Straße Kalenbarg liegende Wege-
fläche (Flurstück 2464) mit sofortiger Wirkung dem öffent-
lichen Verkehr gewidmet.

Die urschriftliche Verfügung mit Lageplänen kann 
beim Bezirksamt Altona, Management des öffentlichen 

Raumes, Raum 305, Jessenstraße 1-3, 22767 Hamburg, ein-
gesehen werden. Der räumliche Umfang dieser Widmung 
ergibt sich aus den entsprechenden Lageplänen und ist gelb 
gekennzeichnet.

Hamburg, den 14. Februar 2022

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 287

Widmung von Verbreiterungsflächen in 
der Straße Hesten/Bezirk Altona

Nach § 8 in Verbindung mit § 6 des Hamburgischen 
Wegegesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974 (Hmb-
GVBl. S. 41, 83) werden im Bezirk Altona, Gemarkung 
Klein Flottbek, Ortsteil 221, mehrere insgesamt etwa 429 m² 
große (Flurstück 868 teilweise), in der Straße Hesten 
 liegende Verbreiterungsflächen mit sofortiger Wirkung 
dem öffentlichen Verkehr gewidmet.

Die urschriftliche Verfügung mit Lageplänen kann 
beim Bezirksamt Altona, Management des öffentlichen 
Raumes, Raum 305, Jessenstraße 1-3, 22767 Hamburg, ein-
gesehen werden. Der räumliche Umfang dieser Widmung 
ergibt sich aus den entsprechenden Lageplänen und ist gelb 
gekennzeichnet.

Hamburg, den 14. Februar 2022

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 287

Beabsichtigung der Entwidmung  
einer Wegefläche in der Straße 
Gätgensstraße/Bezirk Altona

Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 8 in Verbindung mit § 7 des Hamburgischen 
Wegegesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974 (Hmb-
GVBl. S. 41, 83) wird im Bezirk Altona, Gemarkung 
Dockenhuden, Ortsteil 223, in der Straße Gätgensstraße 
eine etwa 29 m² große Wegefläche (Flurstück 6333 teilweise) 
mit sofortiger Wirkung als für den öffentlichen Verkehr 
entbehrlich entwidmet.

Die Pläne über den Verlauf der zu entwidmenden  Fläche 
liegen für die Dauer eines Monats während der Dienststun-
den im Foyer des Fachamtes Management des öffentlichen 
Raumes des Bezirksamtes Altona, Jessenstraße 1-3,  
22767 Hamburg, zur Einsicht für jedermann öffentlich aus. 
Während dieser Zeit können alle, deren Interessen durch 
die beabsichtigte Maßnahme berührt werden, Einwendun-
gen (schriftlich oder zu Protokoll) dort vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 14. Februar 2022

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 287

Beabsichtigung der Entwidmung  
einer Wegefläche in der Straße 

Mühlenberg/Bezirk Altona
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 8 in Verbindung mit § 7 des Hamburgischen 
Wegegesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974 (Hmb-
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GVBl. S. 41, 83) wird im Bezirk Altona, Gemarkung 
Dockenhuden, Ortsteil 223, in der Straße Mühlenberg eine 
etwa 128 m² große Wegefläche (Flurstück 6334) mit soforti-
ger Wirkung als für den öffentlichen Verkehr entbehrlich 
entwidmet.

Die Pläne über den Verlauf der zu entwidmenden  Fläche 
liegen für die Dauer eines Monats während der Dienststun-
den im Foyer des Fachamtes Management des öffentlichen 
Raumes des Bezirksamtes Altona, Jessenstraße 1-3,  
22767 Hamburg, zur Einsicht für jedermann öffentlich aus. 
Während dieser Zeit können alle, deren Interessen durch 
die beabsichtigte Maßnahme berührt werden, Einwendun-
gen (schriftlich oder zu Protokoll) dort vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 14. Februar 2022

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 287

Beabsichtigung der Widmung  
einer Wegefläche in der Straße  

Sapperweg/Bezirk Altona
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) wird im 
Bezirk Altona, Gemarkung Sülldorf, Ortsteil 225, eine etwa 
2260 m² große, in der Straße Sapperweg liegende Wege-
fläche (Flurstück 141) mit sofortiger Wirkung dem öffentli-
chen Verkehr gewidmet.

Für den in Höhe/Mitte Hausnummer 16 nach Norden 
verlaufenden Wohnweg wird die Widmung auf den Fuß-
gänger- und Fahrradverkehr beschränkt.

Die Pläne über den Verlauf der zu widmenden Fläche 
liegen für die Dauer eines Monats während der Dienststun-
den im Foyer des Fachamtes Management des öffentlichen 
Raumes des Bezirksamtes Altona, Jessenstraße 1-3,  
22767 Hamburg, zur Einsicht für jedermann öffentlich aus. 
Während dieser Zeit können alle, deren Interessen durch 
die beabsichtigte Maßnahme berührt werden, Einwendun-
gen (schriftlich oder zu Protokoll) dort vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 14. Februar 2022

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 288

Beabsichtigung der Widmung  
einer Wegefläche in der Straße 

Leipoldstieg/Bezirk Altona
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) wird im 
Bezirk Altona, Gemarkung Othmarschen, Ortsteil 219, eine 
etwa 593 m² große, in der Straße Leipoldstieg liegende 
Wegefläche (Flurstück 1221) mit sofortiger Wirkung dem 
öffentlichen Verkehr gewidmet.

Die Pläne über den Verlauf der zu widmenden Fläche 
liegen für die Dauer eines Monats während der Dienststun-
den im Foyer des Fachamtes Management des öffentlichen 
Raumes des Bezirksamtes Altona, Jessenstraße 1-3,  

22767 Hamburg, zur Einsicht für jedermann öffentlich aus. 
Während dieser Zeit können alle, deren Interessen durch 
die beabsichtigte Maßnahme berührt werden, Einwendun-
gen (schriftlich oder zu Protokoll) dort vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 14. Februar 2022

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 288

Beabsichtigung der Widmung  
einer Wegefläche in der Straße 
Lohengrinweg/Bezirk Altona

Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der 
 Fassung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) wird im 
Bezirk Altona, Gemarkung Rissen, Ortsteil 227, eine etwa 
2410 m² große, in der Straße Lohengrinweg liegende Wege-
fläche (Flurstück 1981) mit sofortiger Wirkung dem öffent-
lichen Verkehr gewidmet.

Für den ab Einmündung Straße Tannhäuserweg nach 
Westen verlaufenden Wohnweg wird die Widmung auf den 
Fußgänger- und Fahrradverkehr beschränkt.

Die Pläne über den Verlauf der zu widmenden Fläche 
liegen für die Dauer eines Monats während der Dienststun-
den im Foyer des Fachamtes Management des öffentlichen 
Raumes des Bezirksamtes Altona, Jessenstraße 1-3,  
22767 Hamburg, zur Einsicht für jedermann öffentlich aus. 
Während dieser Zeit können alle, deren Interessen durch 
die beabsichtigte Maßnahme berührt werden, Einwendun-
gen (schriftlich oder zu Protokoll) dort vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 14. Februar 2022

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 288

Beabsichtigung der Widmung  
einer Verbreiterungsfläche in der Straße 

Rugenbarg/Bezirk Altona
Nach § 8 in Verbindung mit § 6 des Hamburgischen 

Wegegesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974 (Hmb-
GVBl. S. 41, 83) wird im Bezirk Altona, Gemarkung Lurup, 
Ortsteil 220, eine etwa 388 m² große (Flurstück 5626 teil-
weise), in der Straße Rugenbarg liegende Verbreiterungs-
fläche mit sofortiger Wirkung dem öffentlichen Verkehr 
gewidmet.

Die Pläne über den Verlauf der zu widmenden Fläche 
liegen für die Dauer eines Monats während der Dienststun-
den im Foyer des Fachamtes Management des öffentlichen 
Raumes des Bezirksamtes Altona, Jessenstraße 1-3,  
22767 Hamburg, zur Einsicht für jedermann öffentlich aus. 
Während dieser Zeit können alle, deren Interessen durch 
die beabsichtigte Maßnahme berührt werden, Einwendun-
gen (schriftlich oder zu Protokoll) dort vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 14. Februar 2022

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 288
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Bekanntmachung vergebener Aufträge
Ergebnisse des Vergabeverfahrens Richtlinie 2014/24/EU

ABSCHNITT I: ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER

I.1)  Name und Adressen
Offizielle Bezeichnung:  
Bundesbauabteilung Hamburg, in Vertretung 
für die Bundesrepublik Deutschland
Postanschrift: 
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg 
NUTS-Code: DE600 
Land: DE 
Telefax: +49 (40)427921200 
E-Mail: vergabestelle@bba.hamburg.de
Internet-Adresse(n): 
Hauptadresse (URL):  
http://www.hamburg.de/ 
behoerdenfinder/hamburg/11255485

I.4)  Art des öffentlichen Auftraggebers
Agentur/Amt auf zentral- oder bundesstaatlicher 
Ebene

I.5)  Haupttätigkeit(en)
Allgemeine öffentliche Verwaltung

ABSCHNITT II: GEGENSTAND

II.1)  Umfang der Beschaffung

II.1.1)  BWK:
Neubau Multifunktionsgebäude,  
Feuerlöschanlagen (21 E 0384)
Referenznummer der Bekanntmachung:  
21 E 0384

II.1.2)  CPV-Code
45343200-5

II.1.3)  Art des Auftrags
Bauauftrag

II.1.4)  Kurze Beschreibung
Feuerlöschanlagen (21 E 0384)

II.1.6)  Angaben zu den Lose
Aufteilung des Auftrags in Lose: Nein

II.1.7) Gesamtwert der Beschaffung (ohne MwSt.)
Wert: 1.536.587,– Euro

II.2)  Beschreibung

II.2.2)  Weitere(r) CPV-Code(s)
45343230-4

II.2.3)  Erfüllungsort
Nuts-Code: DE600
Hauptort Ausführung: 22049 Hamburg
Bundeswehrkrankenhaus, Lesserstraße 180, 
22049 Hamburg

II.2.4)  Beschreibung der Beschaffung
Feuerlöschanlagen für den Neubau des Multi-
funktionsgebäudes und Schifffahrtsmedizini-

schen Instituts auf dem Gelände des Bundes-
wehrkrankenhauses.
Leistungsumfang:
Druckluft-Schaum-Löschanlage nach H-2 für 
Hubschrauberlandeplatz,
Teilsprinkleranlage nach DIN EN 12845 mit 
einer unerschöpflichen Wasserversorgung Art 2, 
Hochdruckwassernebelanlage in Anlehnung an 
VdS CEA
4001 und VdS 3188, Wandhydrantenanlage nach 
DIN 14462 als Nassanlage mit einer unerschöpf-
lichen Wasserversorgung für 2 Stunden Betriebs-
zeit.
Mengenübersicht:
700 m Polypropylen-Rohrleitung in Beton
1.300 m Sprinklerrohrnetz
1.200 Stück Sprinkler
1.200 m Wandhydrantennetz
56 Stück Wandhydranten

II.2.5) Zuschlagskriterien: 
1. Kostenkriterium:
Kriterium: Preis, Gewichtung: 100 %

II.2.11)  Angaben zu Optionen
Optionen: Nein

II.2.13)  Angaben zu Mitteln der Europäischen Union
Der Auftrag steht in Verbindung mit einem Vor-
haben und/oder Programm, das aus Mitteln der 
EU finanziert wird:  Nein

ABSCHNITT IV: VERFAHREN

IV.1)  Beschreibung

IV.1.1)  Verfahrensart
Offenes Verfahren

IV.1.3)  Angaben zur Rahmenvereinbarung
Keine Rahmenvereinbarung

IV.1.8)  Angaben zum Beschaffungsübereinkommen (GPA)
Auftrag fällt unter das Beschaffungsübereinkom-
men (GPA): Nein

IV.2)  Verwaltungsangaben

IV.2.1)  Frühere Bekanntmachung zu diesem Verfahren
Bekanntmachungsnummer 
im ABl. 2021 /S 245 – 642666

ABSCHNITT V: AUFTRAGSVERGABE
Auftrags-Nr.: 21 E 0384
Bezeichnung:  
Feuerlöschanlagen

V.1)  Information über die Nichtvergabe
Der Auftrag wurde vergeben

V.2.1)  Tag des Vertragsabschlusses
11. Februar 2022

V.2.2)  Angaben zu den Angeboten
Anzahl der eingegangenen Angebote: 1

ANZEIGENTEIL
Behördliche Mitteilungen
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V.2.3)  Name und Anschrift des Wirtschaftsteilnehmers, 
zu dessen Gunsten der Zuschlag erteilt wurde
Offizielle Bezeichnung:  
Renke Brandschutztechnik GmbH 
Postanschrift: Am Alten Sicherheitshafen 1,  
28197 Bremen, DE
Nuts-Code: DE501
Der Auftragnehmer ist ein KMU: Ja

V.2.4)  Angaben zum Wert des Auftrags (ohne MwSt.)
Wert: 1.536.587,– Euro

ABSCHNITT VI: WEITERE ANGABEN

VI.4)  Rechtsbehelfsverfahren/Nachprüfungsverfahren

VI.4.1)  Zuständige Stelle für Rechtsbehelfs-/Nachprü-
fungsverfahren
Offizielle Bezeichnung: 
Bundeskartellamt 
Villemombler Straße 76,  
53113 Bonn, DE 
Telefon: +49 (228)94990 
Fax: +49 (228)9499163

VI.5)  Tag der Absendung dieser Bekanntmachung
15. Februar 2022

Hamburg, den 15. Februar 2022

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 243

Öffentliche Ausschreibung
a)  Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle):

Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg 
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 200  
Telefax:  0 49 (0) 40 / 4 27 92 - 12 00 
E-Mail: vergabestelle@bba.hamburg.de 
Internet: https://www.hamburg.de/ 
behoerdenfinder/hamburg/11255485

b)  Vergabeverfahren:
Öffentliche Ausschreibung, VOB/A
Vergabenummer: 22 A 0042

c)  Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und 
zur Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen:
Zugelassene Angebotsabgabe:
Elektronisch, in Textform, mit fortgeschrittener/m 
Signatur/Siegel, mit qualifizierter/m Signatur/Siegel.

d)  Art des Auftrags:
Ausführung von Bauleistungen

e)  Ort der Ausführung:
BSH, Bundesamt für Seeschiffahrt und Hydrographie, 
Wüstland 2, 22589 Hamburg Sülldorf 

f)  Art und Umfang der Leistung:
Bauendreinigung nach Umbaumaßnahmen
– zu reinigende Grundfläche beträgt ca. 3.000 m²
– es sind ca.100 Räume unterschiedlicher Nutzung 

Büro und Labore mit je 18 m² und 3 Flure mit je 
420 m²

– zusätzlich 2 x Treppenhäuser insgesamt 320 m²
– Reinigung von Einbauten (Möbel, Abzüge etc.>) in 

allen Büros und Laboren

g)  Entfällt

h)  Aufteilung in Lose: nein

i)  Ausführungsfristen:

Beginn der Ausführung:  
1. BA 28. März 2022 – 2. BA 15. Mai 2023

Fertigstellung oder Dauer der Leistungen:  
1. BA 8. April 2022 – 2. BA 26. Mai 2023

j)  Nebenangebote sind zugelassen.

k)  Mehrere Hauptangebote sind zugelassen.

l)  Bereitstellung/Anforderung der Vergabeunterlagen:

Vergabeunterlagen werden elektronisch zur Verfügung 
gestellt unter: https://abruf.bi-medien.de/D4461686487

 Nachforderung: Fehlende Unterlagen, deren Vorlage 
mit Angebotsabgabe gefordert war, werden nachgefor-
dert.

o) Ablauf der Angebotsfrist am 8. März 2022 um 
9.00 Uhr, Ablauf der Bindefrist am 5. April 2022.

p)  Adresse für elektronische Angebote:

https://www.bi-medien.de/

Anschrift für schriftliche Angebote: keine schriftlichen 
Angebote zugelassen.

q)  Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen: 
deutsch

r)  Zuschlagskriterien:

Nachfolgende Zuschlagskriterien, ggfs. einschließlich 
Gewichtung: Preis 100 %

s)  Eröffnungstermin:

8. März 2022 um 9.00 Uhr

Ort: Vergabestelle, siehe a)

Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen:

Es sind keine Bieter und ihre Bevollmächtigten zum 
elektronischen Öffnungsverfahren zugelassen.

t)  Geforderte Sicherheiten: siehe Vergabeunterlagen.

u)  Entfällt

v)  Rechtsform der/Anforderung an Bietergemeinschaften:

Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem 
Vertreter.

w)  Beurteilung der Eignung:

Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis 
der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins 
für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V. 
(Präqualifikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nach-
unternehmen ist auf gesondertes Verlangen nachzuwei-
sen, dass diese präqualifiziert sind oder die Vorausset-
zung für die Präqualifikation erfüllen.

Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläu-
figen Nachweis der Eignung mit dem Angebot das 
ausgefüllte Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ 
vorzulegen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind 
auf gesondertes Verlangen die Eigenerklärungen auch 
für diese abzugeben. Sind die Nachunternehmen 
präqualifiziert, reicht die Angabe der Nummer, unter 
der diese in der Liste des Vereins für die Präqualifika-
tion von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikationsver-
zeichnis) geführt werden.

Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die 
Eigen erklärungen (auch die der Nachunternehmen) 
auf gesondertes Verlangen durch Vorlage der in der 
„Eigenerklärung zur Eignung“ genannten Bescheini-
gungen zuständiger Stellen zu bestätigen. Bescheini-
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gungen, die nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, 
ist eine Übersetzung in die deutsche Sprache beizufügen.

Das Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ ist 
erhältlich und wird mit den Vergabeunterlagen über-
mittelt.

Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis seiner 
Fachkunde folgende Angaben gemäß § 6a Absatz 3 
VOB/A zu machen: keine

x)  Nachprüfung behaupteter Verstöße:

Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A) 
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen,  
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg,  
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 295

Sonstige Angaben: Auskünfte zum Verfahren und zum 
technischen Inhalt ausschließlich über die Vergabe-
plattform bi-medien.

Hamburg, den 21. Februar 2022

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 244

Öffentliche Ausschreibung

a)  Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle):

Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg 
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 200  
Telefax:  0 49 (0) 40 / 4 27 92 - 12 00 
E-Mail: vergabestelle@bba.hamburg.de 
Internet: https://www.hamburg.de/ 
behoerdenfinder/hamburg/11255485

b)  Vergabeverfahren:

Öffentliche Ausschreibung, VOB/A

Vergabenummer: 22 A 0056

c)  Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und 
zur Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen:

Zugelassene Angebotsabgabe:

Elektronisch, in Textform, mit fortgeschrittener/m 
Signatur/Siegel, mit qualifizierter/m Signatur/Siegel.

d)  Art des Auftrags:

Ausführung von Bauleistungen

e)  Ort der Ausführung:

Bundeswehrkrankenhaus Hamburg, Lesserstraße 180, 
22049 Hamburg 

f)  Art und Umfang der Leistung:

Herstellung von Gebäudeanschlussleitungen sowie 
Durchführung von Erdarbeiten außerhalb des Multi-
funktionsgebäudes bestehend u. a. aus:

– 90 m Regen- bzw. Schmutzwasseranschlussleitun-
gen herstellen, erdverlegt

– 30 m Leitungsgraben Elektrotrasse herstellen, Tiefe 
bis 1,25 m

– 20 m Baugrube herstellen, verfüllen und verdichten, 
Tiefe bis 2,50 m, für GFK-Rohre DN 200 bis  
DN 300

– 10 m Baugrube herstellen, verfüllen und verdichten, 
Tiefe bis 4,00 m, für GFK-Rohre DN 200 bis DN 
300

– 300 m³ Füllboden liefern und in vorh. Baugrube, 
Tiefe ca. 8m, einbauen

– 1 Stück Kontrollschacht DN 1000, Tiefe bis 3,00 m, 
liefern und herstellen

– 6 Leitungsanschlüsse an Gebäude (Kernbohrung 
und Ringraumdichtung) herstellen

g)  Entfällt
h)  Aufteilung in Lose: nein
i)  Ausführungsfristen:

Beginn der Ausführung: 16. Mai 2022 
Fertigstellung oder Dauer der Leistungen:  
26. August 2022

j)  Nebenangebote sind zugelassen.
k)  Mehrere Hauptangebote sind zugelassen.
l)  Bereitstellung/Anforderung der Vergabeunterlagen:

Vergabeunterlagen werden elektronisch zur Verfügung 
gestellt unter: https://abruf.bi-medien.de/D446168657

 Nachforderung: Fehlende Unterlagen, deren Vorlage 
mit Angebotsabgabe gefordert war, werden nachgefor-
dert.

o) Ablauf der Angebotsfrist am 9. März 2022 um 
9.00 Uhr, Ablauf der Bindefrist am 6. April 2022.

p)  Adresse für elektronische Angebote:
https://www.bi-medien.de/
Anschrift für schriftliche Angebote: keine schriftlichen 
Angebote zugelassen.

q)  Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen: 
deutsch

r)  Zuschlagskriterien:
Nachfolgende Zuschlagskriterien, ggfs. einschließlich 
Gewichtung: Preis 100 %

s)  Eröffnungstermin:
9. März 2022 um 9.00 Uhr
Ort: Vergabestelle, siehe a)
Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen:
Es sind keine Bieter und ihre Bevollmächtigten zum 
elektronischen Öffnungsverfahren zugelassen.

t)  Geforderte Sicherheiten: siehe Vergabeunterlagen.
u)  Entfällt
v)  Rechtsform der/Anforderung an Bietergemeinschaften:

Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem 
Vertreter.

w)  Beurteilung der Eignung:
Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis 
der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins 
für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V. 
(Präqualifikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nach-
unternehmen ist auf gesondertes Verlangen nachzuwei-
sen, dass diese präqualifiziert sind oder die Vorausset-
zung für die Präqualifikation erfüllen.
Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläu-
figen Nachweis der Eignung mit dem Angebot das 
ausgefüllte Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ 
vorzulegen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind 
auf gesondertes Verlangen die Eigenerklärungen auch 
für diese abzugeben. Sind die Nachunternehmen 
präqualifiziert, reicht die Angabe der Nummer, unter 
der diese in der Liste des Vereins für die Präqualifika-
tion von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikationsver-
zeichnis) geführt werden.
Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die 
Eigen erklärungen (auch die der Nachunternehmen) 
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auf gesondertes Verlangen durch Vorlage der in der 
„Eigenerklärung zur Eignung“ genannten Bescheini-
gungen zuständiger Stellen zu bestätigen. Bescheini-
gungen, die nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, 
ist eine Übersetzung in die deutsche Sprache beizufügen.
Das Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ ist 
erhältlich und wird mit den Vergabeunterlagen über-
mittelt.
Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis seiner 
Fachkunde folgende Angaben gemäß § 6a Absatz 3 
VOB/A zu machen: keine

x)  Nachprüfung behaupteter Verstöße:
Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A) 
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen,  
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg,  
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 295
Sonstige Angaben: Auskünfte zum Verfahren und zum 
technischen Inhalt ausschließlich über die Vergabe-
plattform bi-medien.

Hamburg, den 21. Februar 2022

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 245

Öffentliche Ausschreibung
a)  Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle):

Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg 
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 200  
Telefax:  0 49 (0) 40 / 4 27 92 - 12 00 
E-Mail: vergabestelle@bba.hamburg.de 
Internet: https://www.hamburg.de/ 
behoerdenfinder/hamburg/11255485

b)  Vergabeverfahren:
Öffentliche Ausschreibung, VOB/A
Vergabenummer: 22 A 0054

c)  Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und 
zur Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen:
Zugelassene Angebotsabgabe:
Elektronisch, in Textform, mit fortgeschrittener/m 
Signatur/Siegel, mit qualifizierter/m Signatur/Siegel.

d)  Art des Auftrags:
Ausführung von Bauleistungen

e)  Ort der Ausführung:
Bundespolizei, Wilsonstraße 49, 22045 Hamburg

f)  Art und Umfang der Leistung:
ca. 450 m² Spachtelarbeiten
ca. 5.100 m² Überholungs-Anstrich von Wänden  
und Decken auf verschiedenen Untergründen
ca. 70 St Anstrich von Stahl-Türzargen
ca. 1.600 m Anstrich von Sockelleisten
ca. 150m2 Glasgewebe kleben
ca. 26 m Anstrich von Stahlgeländern

g)  Entfällt
h)  Aufteilung in Lose: nein
i)  Ausführungsfristen:

Beginn der Ausführung: 28. März 2022 
Fertigstellung oder Dauer der Leistungen:  
3. Juni 2022

j)  Nebenangebote sind zugelassen.

k)  Mehrere Hauptangebote sind zugelassen.

l)  Bereitstellung/Anforderung der Vergabeunterlagen:

Vergabeunterlagen werden elektronisch zur Verfügung 
gestellt unter: https://abruf.bi-medien.de/D446198674

 Nachforderung: Fehlende Unterlagen, deren Vorlage 
mit Angebotsabgabe gefordert war, werden nachgefor-
dert.

o) Ablauf der Angebotsfrist am 10. März 2022 um 
9.00 Uhr, Ablauf der Bindefrist am 7. April 2022.

p)  Adresse für elektronische Angebote:

https://www.bi-medien.de/

Anschrift für schriftliche Angebote: keine schriftlichen 
Angebote zugelassen.

q)  Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen: 
deutsch

r)  Zuschlagskriterien:

Nachfolgende Zuschlagskriterien, ggfs. einschließlich 
Gewichtung: Preis 100 %

s)  Eröffnungstermin:

10. März 2022 um 9.00 Uhr

Ort: Vergabestelle, siehe a)

Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen:

Es sind keine Bieter und ihre Bevollmächtigten zum 
elektronischen Öffnungsverfahren zugelassen.

t)  Geforderte Sicherheiten: siehe Vergabeunterlagen.

u)  Entfällt

v)  Rechtsform der/Anforderung an Bietergemeinschaften:

Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem 
Vertreter.

w)  Beurteilung der Eignung:

Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis 
der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins 
für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V. 
(Präqualifikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nach-
unternehmen ist auf gesondertes Verlangen nachzuwei-
sen, dass diese präqualifiziert sind oder die Vorausset-
zung für die Präqualifikation erfüllen.

Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläu-
figen Nachweis der Eignung mit dem Angebot das 
ausgefüllte Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ 
vorzulegen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind 
auf gesondertes Verlangen die Eigenerklärungen auch 
für diese abzugeben. Sind die Nachunternehmen 
präqualifiziert, reicht die Angabe der Nummer, unter 
der diese in der Liste des Vereins für die Präqualifika-
tion von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikationsver-
zeichnis) geführt werden.

Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die 
Eigen erklärungen (auch die der Nachunternehmen) 
auf gesondertes Verlangen durch Vorlage der in der 
„Eigenerklärung zur Eignung“ genannten Bescheini-
gungen zuständiger Stellen zu bestätigen. Bescheini-
gungen, die nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, 
ist eine Übersetzung in die deutsche Sprache beizufügen.

Das Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ ist 
erhältlich und wird mit den Vergabeunterlagen über-
mittelt.

Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis seiner 
Fachkunde folgende Angaben gemäß § 6a Absatz 3 
VOB/A zu machen: keine
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x)  Nachprüfung behaupteter Verstöße:
Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A) 
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen,  
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg,  
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 295
Sonstige Angaben: Auskünfte zum Verfahren und zum 
technischen Inhalt ausschließlich über die Vergabe-
plattform bi-medien.

Hamburg, den 22. Februar 2022

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 246

Öffentliche Ausschreibung
Änderungsmitteilung

BWK, Umbau Haus 1 Südflügel Mitte, Kreuzbau, Inte-
rim, Kühlzellen, Vergabe Nr. 22 A 0029

Verlängerung der Angebotsfrist:

Ändern von Datumsangaben

Punkt o)

Ablauf der Angebotsfrist:

Anstatt 23. Februar 2022, 9.00 Uhr 
muss es heißen 3. März 2022, 9.00 Uhr

Ablauf der Bindefrist:

Anstatt 23. März 2022 
muss es heißen 31. März 2022

Punkt s)

Eröffnungstermin

Anstatt 23. Februar 2022, 9.00 Uhr 
muss es heißen 3. März 2022, 9.00 Uhr

Hamburg, den 22. Februar 2022

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 247

Offenes Verfahren
1) Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 

auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil-
nahmeanträge einzureichen sind:
Finanzbehörde Hamburg
Gänsemarkt 36
20354 Hamburg
Deutschland
+49 40428231386
+49 40427310686
ausschreibungen@fb.hamburg.de

2) Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO)
Offenes Verfahren (EU) [VgV]  

3) Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind (§ 38 UVgO):
Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen

4) Entfällt
5) Art der Leistung, Umfang der Leistung, sowie Ort der 

Leistungserbringung:
Gebäudereinigung im Gymnasium Bondenwald, Bon-
denwald 14 b, 22453 Hamburg ab dem 1. November 
2022 bis auf weiteres.

Ausgeschrieben wird die Unterhaltsreinigung im Gym-
nasium Bondenwald, Bondenwald 14 b, 22453 Ham-
burg mit einem Verwaltungsgebäude, Klassen und 
Fachgebäuden, einer Pausenhalle, einer Sport- und 
einer Gymnastikhalle zum 1. November 2022 bis auf 
weiteres.

Ort der Leistungserbringung: 22453 Hamburg

6) Anzahl, Größe und Art der Lose bei Losaufteilung  
(§ 22 UVgO): 

 Losweise Ausschreibung: Nein  

7) Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):

Nebenangebote sind nicht zugelassen

8) Ausführungsfrist(en):

Vom 1. November 2022 bis auf weiteres

9) Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterla-
gen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können:

 https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/api/external/deeplink/subproject/ 

7eb0429a-1e96-4d62-869c-cc42b8970452  

10) Ende der Teilnahme- oder Angebotsfrist und Ende der 
Bindefrist:

Teilnahme- oder Angebotsfrist:  
30. März 2022, 10.00 Uhr,  
Bindefrist: 1. November 2022, 0.00 Uhr

11) Entfällt

12) Entfällt

13) Entfällt

14) Zuschlagskriterien, sofern nicht in den Vergabeunter-
lagen genannt (§ 43 UVgO):

Wirtschaftlichstes Angebot:  
UfAB 2018: Einfache Richtwertmethode

Hamburg, den 28. Januar 2022

Die Finanzbehörde 248

Öffentliche Ausschreibung

Verfahren: 2021002435 – Empfangs- und Wachdienste 
im Verwaltungsgebäude  

Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg 

Auftraggeber: Finanzbehörde Hamburg

1) Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 
auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil-
nahmeanträge einzureichen sind:

Finanzbehörde Hamburg
Gänsemarkt 36
20354 Hamburg
Deutschland
+49 40428231386
+49 40427310686
ausschreibungen@fb.hamburg.de

2) Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO)

Öffentliche Ausschreibung [UVgO]  

3) Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind (§ 38 UVgO):

Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen

Die Angebote sind in deutscher Sprache abzufassen.
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4) Maßnahmen zum Schutz der Vertraulichkeit (§ 29 Ab-
satz 3 UVgO) und Informationen zum Zugriff auf Ver-
gabeunterlagen (§ 29 Abs. 3 UVgO): 
Mit der webbasierte Ausschreibungslösung eVergabe 
wird die gesamte Prozesskette elektronisch abgebildet. 
Die Angebotsdaten werden auf dem Server verschlüs-
selt und die Daten mithilfe von HTTPS übertragen. 
Dadurch ist die Vertraulichkeit bei der elektronischen 
Angebotserstellung und -einreichung gesichert. Die 
Angebote können erst nach Verstreichen des Eröff-
nungstermins durch zwei Mitarbeiter der Vergabestelle 
entschlüsselt werden. Die eVergabe ist DSGVO kon-
form.   

5) Art der Leistung, Umfang der Leistung, sowie Ort der 
Leistungserbringung:
Empfangs- und Wachdienste im Verwaltungsgebäude 
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg
Die FHH – Finanzbehörde – als Auftraggeber (AG) 
beabsichtigt den Abschluss von eines Vertrages über 
Empfangs- und Wachdienste im Verwaltungsgebäude 
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg für die Zeit ab 
1. Juli 2022 bis einschl. 30. Juni 2026 zzgl. der einmali-
gen Option der Verlängerung um 1 Jahr bis längstens 
30. Juni 2027.
Ort der Leistungserbringung: 21109 Hamburg

6) Anzahl, Größe und Art der Lose bei Losaufteilung   
(§ 22 UVgO): 

 Losweise Ausschreibung: Nein
7) Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):

Nebenangebote sind nicht zugelassen
8) Ausführungsfrist(en):

Vom 1. Juli 2022 bis 30. Juni 2026
zzgl. der einmaligen Option der Verlängerung um  
1 Jahr bis längstens 30. Juni 2027.

9) Vergabeunterlagen (§§ 29, 21 UVgO): 
Die Vergabeunterlagen sind über die Veröffentli-
chungsplattform der Freien und Hansestadt Hamburg

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/api/external/deeplink/subproject/

f54bc99f-f4ff-415a-a2f1-e8e454cc527d
elektronisch abrufbar.

10) Ende der Teilnahme- oder Angebotsfrist und Ende der 
Bindefrist:
Teilnahme- oder Angebotsfrist:  
22. März 2022, 10.00 Uhr  
Bindefrist: 30. Juni 2022, 0.00 Uhr

11) Entfällt
12) Entfällt
13) Unterlagen zur Beurteilung der Eignung und des 

Nichtvorliegens von Ausschlussgründen:
Der Vordruck „Eignung“ in den Vergabeunterlagen 
enthält bestimmte Eigenerklärungen als vorläufige 
Eignungsnachweise, die von den Bietern auf Verlangen 
durch (ggf. deutschsprachig übersetzte) Bescheinigun-
gen zu bestätigen sind. Der Vordruck ist zusammen mit 
dem Angebot vorzulegen. 
Zusätzlich sind folgende eignungsbezogene Unterlagen 
gem. Ziffer 1.8 der Leistungsbeschreibung mit dem 
Angebot einzureichen:
1) Eignungsvordruck: Der Eignungsvordruck ist den 

Vergabeunterlagen zu entnehmen und vollständig 
ausgefüllt dem Angebot beizufügen.

2) Referenzen: Es sind drei Referenzen der letzten drei 
Jahre unter Berücksichtigung der Anforderungen 
aus Ziffer 1.8 der LB einzureichen.

3) Qualitätsmanagement: Es ist ein gültiges Zertifikat 
über die Einführung eines Qualitätsmanagement-
systems nach DIN EN 9001 einzureichen.

Zudem ist eine Besichtigung gem. Ziffer 1.6 der Leis-
tungsbeschreibung durchzuführen und die entspre-
chende Besichtigungsbestätigung ist mit dem Angebot 
einzureichen.

Falls Sie als Bietergemeinschaft an der Ausschreibung 
teilnehmen möchten, ist zudem die Erklärung Bieter-
gemeinschaft ausgefüllt dem Angebot beizufügen. 
 Ziffer 1.4 und 1.8 der Leistungsbeschreibung sind zu 
beachten.  

14) Zuschlagskriterien, sofern nicht in den Vergabeunter-
lagen genannt (§ 43 UVgO):

Wirtschaftlichstes Angebot:  
UfAB 2018: Einfache Richtwertmethode

Hamburg, den 11. Februar 2022

Die Finanzbehörde 249

Offenes Verfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 051-22 PF

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Neubau GS Baakenhafen, 
Baakenallee 33 in 20457 Hamburg

Bauauftrag: Heizung

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 483.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. August 2022; 
Fertigstellung: ca. Mai 2023

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
10. März 2022 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: https://hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
https://schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
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Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 11. Februar 2022

Die Finanzbehörde 250

Verhandlungsverfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VgV VV 018-22 BK

Verfahrensart: Verhandlungsverfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags:  
Neubau, Abriss und Umbau Grundschule Grützmühlenweg 
und Gymnasium Hummelsbüttel am Doppelstandort Hum-
melsbüttler Hauptstraße 107 und Grützmühlenweg 38 – 
Tragwerksplanung gem. §§ 49 HOAI

Leistung:

Der aktuelle Schulentwicklungsplan sieht für beide Schu-
len eine Erweiterung von 3/3,5 auf 5 Züge vor. Die 3-zügige 
Grundschule verfügt über eine 1-Feld-Sporthalle, ein 
Schulgebäude VSK und ein Doppel-H-Gebäude zur alleini-
gen Nutzung; das 3,5-zügige Gymnasium verfügt über eine 
3-Feld-Sporthalle, ein Oberstufen- ein Fachklassen- und 
ein Doppel-H-Gebäude zur alleinigen Nutzung. Ein Ein-
gangszentrum beherbergt die Verwaltungen beider Schu-
len.

Vom Bestand bleibt für die Grundschule nach Umbau das 
Eingangszentrum zur alleinigen Nutzung erhalten; das 
Gymnasium behält seine 3-Feld-Sporthalle und sein Dop-
pelt-H-Gebäude. Alle weiteren Gebäude werden zurück-
gebaut. Sie sollen ersetzt sowie durch Zubau auf jeweils  
5 Züge erweitert werden.

Die Umsetzung der Maßnahmen muss für die Grundschule 
im Sommer 2025 sowie für das Gymnasium in Sommer 2027 
abgeschlossen sein. Eine besondere Anforderung stellt hier-
bei die Durchführung der Bauarbeiten bei laufendem 
Schulbetrieb dar. Die Nutzer können innerhalb der 
Gebäude nur sehr eingeschränkt umziehen. Es sind Ausla-
gerungs- und Umzugskonzepte -auch im Zusammenhang 
mit der Entwicklung schulverträglicher und sicherer Bau-
abschnitte- zur Umsetzung der Aufgabe im Rahmen des 
Baubudgets zu entwickeln, wobei während der Bauausfüh-
rung weitestgehend auf eine Auslagerung des Schulbetriebs 
verzichtet werden sollte.

Es wird besonderer Wert auf die Entwicklung eines ganz-
heitlichen energetischen Konzepts gelegt- Schule soll 
zukünftig nachhaltig, wirtschaftlich und zukunftsorientiert 
betrieben werden.

Die Neubauten müssen mindestens den Anforderungen 
GEG 40-Standard entsprechen.

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 375.000,– Euro 

Ausführungsfrist voraussichtlich:  
Vertragslaufzeit ca. 40 Monate.

Schlusstermin für die Einreichung der Teilnahmeanträge: 
10. März 2022 um 14.00 Uhr 

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de

Die Bekanntmachung sowie die Vergabeunterlagen und die 
„Fragen & Antworten“ finden Sie auf der Zentralen Ver-

öffentlichungsplattform unter:   
https://hamburg.de/lieferungen-und-leistungen/

Hinter dem „LINK Bieterportal“ sind im Bieterportal die 
Vergabeunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung 
zum Download kostenfrei hinterlegt. Dort gelangen Sie 
auch in die elektronische Vergabe. Nach Registrierung im 
Bieterportal reichen Sie Ihre Bewerbung bitte rein elektro-
nisch ein. TEILNAHMEANTRÄGE UND ANGEBOTE 
KÖNNEN AUSSCHLIESSLICH ELEKTRONISCH 
ABGEGEBEN WERDEN.

Ein Versand der „Fragen & Antworten“ per E-Mail erfolgt 
automatisch aus der elektronischen Vergabe, sofern Sie als 
Bewerber im Bieterportal registriert sind und als solcher 
angemeldet auf die Ausschreibung zugegriffen haben.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des öffentlichen Teilnahmewettbewerbs finden 
Sie zudem auf der Homepage des Landesbetriebes 
SBH | Schulbau Hamburg   
unter: https://schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Hamburg, den 11. Februar 2022

Die Finanzbehörde 251

Offenes Verfahren
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB OV 049-22 IE
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Kreuzbau, Sander Straße 11 in 21029 Hamburg
Bauauftrag: Maler
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 58.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: schnellstmöglich nach Beauftragung; 
Fertigstellung: ca. Juli 2022
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
15. März 2022 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: https://hamburg.de/bauleistungen/.
Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
https://schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
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die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 14. Februar 2022

Die Finanzbehörde 252

Offenes Verfahren
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB OV 050-22 PF
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Neubau GS Baakenhafen, Baakenallee 33  
in 20457 Hamburg
Bauauftrag: Dämmung/Brandschutz
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 295.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. August 2022 bis Mai 2023
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
11. März 2022 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe: vergabestellesbh@sbh.hamburg.de
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: https://hamburg.de/bauleistungen/.
Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
https://schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 15. Februar 2022

Die Finanzbehörde 253

Öffentliche Ausschreibung
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH UVO ÖA 011-22 DK
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des öffentlichen Auftrags:
STS Eidelstedt, Sanierung Geb. 1, 2, 17, PV-Anlagen,  
Lohkampstraße 145 in 22523 Hamburg
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 34.000,– Euro
voraussichtliche Vertragslaufzeit: 
Beginn: ca. Juli 2022; 
Fertigstellung: ca. August 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
15. März 2022 um 12.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe: vergabestellesbh@sbh.hamburg.de

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: https://hamburg.de/lieferungen-und-leis-
tungen/.

Hinter „LINK Bieterportal“ sind im Bieterportal die Ver-
gabeunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Ein Versand der „Fragen & Antworten“ per E-Mail erfolgt 
nur dann automatisch aus der elektronischen Vergabe, 
sofern Sie als Bieter im Bieterportal registriert sind und als 
solcher angemeldet auf die Ausschreibung zugegriffen 
haben.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
https://schulbau.hamburg/ausschreibungen/

Hamburg, den 16. Febraur 2022

Die Finanzbehörde 254

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH UVO ÖA 012-22 DK

Verfahrensart:Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des öffentlichen Auftrags:  
STS Eidelstedt, Neubau GBS (Mensa), PV-Anlagen,  
Lohkampstraße 145 in 22523 Hamburg

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 41.000,– Euro

voraussichtliche Vertragslaufzeit: 
Beginn: ca. Juli 2022; 
Fertigstellung: ca. Oktober 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
14. März 2022 um 12.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe: 

vergabestellesbh@sbh.hamburg.de

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter:   
https://hamburg.de/lieferungen-und-leistungen/.

Hinter „LINK Bieterportal“ sind im Bieterportal die Ver-
gabeunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Ein Versand der „Fragen & Antworten“ per E-Mail erfolgt 
nur dann automatisch aus der elektronischen Vergabe, 
sofern Sie als Bieter im Bieterportal registriert sind und als 
solcher angemeldet auf die Ausschreibung zugegriffen 
haben.
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Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
https://schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Hamburg, den 17. Februar 2022

Die Finanzbehörde 255

Öffentliche Ausschreibung 
a) Bezirksamt Hamburg-Bergedorf

Wentorfer Straße 38 a
21029 Hamburg
Deutschland

b) Öffentliche Ausschreibung [VOB] 
c) Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 

nur elektronisch erfolgen
d) Bauleistung
e) 21029 Bergedorf
f) Maßnahme: Abbruch / Rohbau Kapelle 2
 Leistung: Abbruch / Rohbau Kapelle 2
 Vergabe-Nr.: 22/MR5006
 Das Projekt umfasst die Sanierung der Kapelle 2 mit 

dem Mitteltrakt und Sozialtrakt sowie drei Neubaukör-
per östlich des Bestandes. Das Bauvorhaben befindet 
sich auf dem Friedhofsgelände in Hamburg-Bergedorf.
Dies ist eine Maßnahme des Bezirksamtes Hamburg- 
Bergedorf. Die Ausschreibung und Submission wird 
vom Bezirksamt Hamburg-Mitte im Auftrag des 
Bezirksamtes Hamburg-Bergedorf durchgeführt.

g) Entfällt
h) Entfällt
i) Vom 25. April 2022 bis 27. Januar 2023 

Mit der Ausführung ist zu beginnen  
am 25. April 2022.
Die Leistung ist fertig zu stellen  
spätestens am 27. Januar 2023.

j) Nebenangebote sind zugelassen
k) Mehrere Hauptangebote sind zulässig
l) Die Auftragsunterlagen stehen gebührenfrei zur Verfü-

gung unter:
https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 

evergabe.bieter/api/external/deeplink/subproject/ 
253e7306-e6f0-40c4-b92a-8b34ecd897d2 

Fragen und Antworten während des Verfahrens wer-
den ebenfalls auf der Ausschreibungsplattform bekannt 
gemacht; ein Versand per E-Mail ist nicht möglich.

m) Entfällt
n) Der Teilnahmeantrag ist nach Maßgabe der lit. c) im 

verschlossenen Umschlag (bzw. elektronisch) mit kor-
rekter Auftragsbezeichnung des Auftraggebers einzu-
reichen.
Der Teilnahmeantrag muss etwaige durch Nachunter-
nehmer auszuführende Leistungen angeben. Auf 
gesondertes Verlangen sind dazu Nachweise und Anga-
ben zum von der Vergabestelle bestimmten Zeitpunkt 
vorzulegen.

o) 16. März 2022, 11.00 Uhr 
4. Mai 2022

p) Elektronische Angebote sind einzureichen unter:
https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 

evergabe.bieter/eva/supplierportal/fhh/tabs/home

q) Deutsch

r) Niedrigster Preis

s) Aufgrund ausschließlich elektronisch zugelassener 
Angebote sind Anwesende bei der Öffnung nicht zuge-
lassen.

t) Siehe Vergabeunterlagen

u) Zahlungsbedingungen: Siehe Vergabeunterlagen

v) Die Rechtsform der Bietergemeinschaft nach der Auf-
tragserteilung muss eine gesamtschuldnerisch haftende 
Arbeitsgemeinschaft mit bevollmächtigtem Vertreter 
sein.

w) Präqualifizierte Unternehmen führen den Eignungs-
nachweis durch ihren Eintrag in die Liste des „Vereins 
für Präqualifikation von Bauunternehmen e.V.“ (sog. 
Präqualifikationsverzeichnis).

Beim Einsatz von Nachunternehmern ist auf gesonder-
tes Verlangen deren Präqualifikation nachzuweisen.

Nicht Präqualifizierte Unternehmen haben als vor-
läufigen Eignungsnachweis bestimmte Eigenerklärun-
gen auf dem gesonderten Formblatt „Eignung“ der 
Vergabeunterlagen abzugeben. Von den Bietern der 
engeren Wahl sind die Eigenerklärungen auf Verlan-
gen durch (ggf. deutschsprachig übersetzte) Bescheini-
gungen zu bestätigen.

Darüber hinaus sind zum Nachweis der Eignung wei-
tere Angaben gemäß § 6a Abs. 3 VOB/A im Wege eines 
Einzelnachweises zu machen. Die Angaben zu einzel-
nen Eignungsnachweisen sind dem Formblatt „6-030 
Eignung“ den Vergabeunterlagen zu entnehmen.

Präqualifizierte Unternehmen

führen den Eignungsnachweis durch Ihren Eintrag in 
die Liste des „ Vereins für Präqualifiktion von Bau-
untenhemen e.V.“ (so. g. Präqulifikationsverzeichnis) 
Beim Einsatz von Nachunterrnehmern ist auf geson-
dertes Verlangen deren Präqualifikation nachzuweisen.

Nicht präqualifizeirte

Unternehmen führen den Eignungsnachweis be-
stimmte Eigenerklärungen auf dem gesonderten Form-
blatt „Eignung“ der Vergabeunterlagen abzugeben. 
Von den Bietern der engeren Wahl sind die Eignungs-
erklärungen auf Verlagen durch (ggf. deutschsprachige 
übersetzte) Bescheinigungen zu betätigen.

Darüber hinaus

sind zum Nachweis der Eignung weitere Anggaben 
gemäß § 6a Abs. 3 VOB/A im Wege eines Einzelnach-
weises zu machen.

Die einzelnen Eignungsnachweise sind dem Formblatt 
„Eignung“ der Vergabeunterlagen zu entnehmen.

Der Vordruck „ Eignung“ mit allen geforderten Erklä-
rungen und Nachweisen ist unterschrieben zusammen 
mit dem Angebot vorzulegen.

x) Bezirksamt Hamburg-Bergedorf
Dezernat Wirtschaft, Bauen und Umwelt  
– Dezernent D4
Wentorfer Straße 38 a
21029 Hamburg

Hamburg, den 14. Februar 2022

 Das Bezirksamt Bergedorf 256
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Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH

Vergabenummer: GMH VOB ÖA 016-22 LG

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
HWSP 010 UHH VG1, Sedanstraße 19 in 20149 Hamburg

Bauauftrag: Rohbau

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 96.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: schnellstmöglich nach Beauftragung; 
Fertigstellung: Dezember 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
16. März 2022 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 
Einkauf/Vergabe 
einkauf@gmh.hamburg.de

Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen Ver-
öffentlichungsplattform unter:  
https://hamburg.de/bauleistungen/.

Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
Sie unter: https://gmh-hamburg.de/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 14. Februar 2022

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 257

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH

Vergabenummer: GMH VOB ÖA 017-22 LG

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
HWSP 010 UHH VG1, Sedanstraße 19 in 20149 Hamburg

Bauauftrag: Maler

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 85.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn schnellstmöglich nach Beauftragung Fertigstellung 
ca. Dezember 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
16. März 2022 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 
Einkauf/Vergabe 
einkauf@gmh.hamburg.de

Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen Ver-
öffentlichungsplattform unter:  
https://hamburg.de/bauleistungen/.

Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
Sie unter: https://gmh-hamburg.de/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 14. Februar 2022

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 258

Offenes Verfahren

Auftraggeber: 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH

Vergabenummer: GMH VOB OV 024-22 PF

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Neubau Lange Striepen, Lange Striepen 51  
in 21147 Hamburg

Bauauftrag: Technische Außenanlagen

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 243.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. Mai 2022 bis August 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
24. März 2022 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 
Einkauf/Vergabe 
einkauf@gmh.hamburg.de

Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen Ver-
öffentlichungsplattform unter:  
https://hamburg.de/bauleistungen/.

Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
Sie unter: https://gmh-hamburg.de/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 15. Februar 2022

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 259

Verhandlungsverfahren

Auftraggeber: 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH

Vergabenummer: GMH VgV VV 005-22 BK

Verfahrensart: Verhandlungsverfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Neubau/Umbau Bundesstützpunkt Rudern und Kanu  
in Hamburg 
– Objektplanung gem. §§ 33 HOA

Sonstige Mitteilungen
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Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 
345.000,– Euro

Laufzeit des Vertrags: 
24 Monate

Schlusstermin für die Einreichung der Teilnahmeanträge: 
14. März 2022 um 14.00 Uhr

Kontaktstelle:  
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 
Einkauf/Vergabe 
einkauf@gmh.hamburg.de

Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen Ver-
öffentlichungsplattform unter:  
https://hamburg.de/lieferungen-und-leistungen/

Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
sie unter: https://gmh-hamburg.de/ausschreibungen

TEILNAHMEANTRÄGE UND ANGEBOTE KÖNNEN 
AUSSCHLIESSLICH ELEKTRONISCH ABGEGEBEN 
WERDEN.

Hamburg, den 16. Februar 2022

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 260

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH

Vergabenummer: GMH VOB ÖA 013-22 AS

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Fenstersanierung Bürgerhaus Harburg, Rieckhofstraße 12 
in 21073 Hamburg

Bauauftrag: Metallfenster

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 939.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: schnellstmöglich nach Beauftragung; 
Fertigstellung: ca. Oktober 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
22. März 2022 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 
Einkauf/Vergabe 
einkauf@gmh.hamburg.de

Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen Ver-
öffentlichungsplattform unter:  
https://hamburg.de/bauleistungen/.

Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
Sie unter: https://gmh-hamburg.de/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 18. Februar 2022

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 261

Öffentliche Ausschreibung
Auftraggeber: 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Vergabenummer: GMH VOB ÖA 015-22 AS
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Fassadensanierung, Martin-Luther-King-Platz 3,  
20147 Hamburg
Bauauftrag: Textilmembran und Verblechung
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 517.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: schnellstmöglich nach Beauftragung; 
Fertigstellung: ca. August 2022
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
22. März 2022 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 
Einkauf/Vergabe 
einkauf@gmh.hamburg.de
Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen Ver-
öffentlichungsplattform unter:  
https://hamburg.de/bauleistungen/.
Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
Sie unter: https://gmh-hamburg.de/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 18. Februar 2022

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 262

Gläubigeraufruf
Die Gesellschaft mit beschränkter Haftung in Firma 

magenta studio Druckvorlagen GmbH (Amts gericht 
Hamburg, HRB 48025) mit Sitz in Hamburg ist aufgelöst 
worden. Die Gläubiger der Gesellschaft werden gebeten, 
sich bei ihr zu melden.

Hamburg, den 1. Januar 2022

Der Liquidator 263

Gläubigeraufruf
Der Verein Vor-Ort-Büro Hansaplatz e. V. (Amtsgericht 

Hamburg, VR 22540) mit Sitz in Hamburg, ist durch 
Beschluss der Mitgliederversammlung vom 25. November 
2021 zum 31. Dezember 2021 aufgelöst worden. Als Liquida-
toren wurden Herr Frithjof Björn Esch, Bremer Reihe 15 in  
20099 Hamburg, Herr Ulrich Gerhard Wilhelm Gehner, 
Hansaplatz 5 in 20099 Hamburg und Frau Nadine Berger, 
Brennerstraße 86 in 20099 Hamburg, bestellt. Die Gläubiger 
werden gebeten, sich bei den Liquidatoren zu melden.

Hamburg, den 25. Januar 2022

Die Liquidatoren 264

Gläubigeraufruf
Die Behörde für Justiz und Verbraucherschutz der 

Freien und Hansestadt Hamburg hat als die für die  
Stiftungsaufsicht zuständige Behörde mit Verfügung vom  
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5. Januar 2022 gemäß § 7 Absatz 3 des Hamburgischen Stif-
tungsgesetzes vom 14. Dezember 2005 (HmbGVBl. S. 521) 
auf Antrag die Auflösung/Zulegung der Stiftung Weber-
Tietjens-Gedächtnis-Stiftung mit Sitz in der Freien und 
Hansestadt Hamburg genehmigt.

Die Auflösung/Zulegung der Stiftung wird gemäß § 50 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches hiermit bekannt gegeben. Die 
Gläubigerinnen/Gläubiger werden aufgefordert, ihre Ansprü-
che bei der Stiftungsverwaltung, Andrea Schwarz, wohnhaft 
Hamburger Straße 131 in 22083 Hamburg, geltend zu machen.

Hamburg, den 31. Januar 2022

Die Liquidatorin 265

Gläubigeraufruf

Die Behörde für Justiz und Verbraucherschutz der 
Freien und Hansestadt Hamburg hat als die für die 
Stiftungsaufsicht zuständige Behörde mit Verfügung vom 
5. Januar 2022 gemäß § 7 Absatz 3 des Hamburgischen Stif-
tungsgesetzes vom 14. Dezember 2005 (HmbGVBl. S. 521) 
auf Antrag die Auflösung/Zulegung der Stiftung Heinrich 
Hertz-Erinnerungs-Stiftung mit Sitz in der Freien und 
Hansestadt Hamburg genehmigt.

Die Auflösung/Zulegung der Stiftung wird gemäß § 50 
des Bürgerlichen Gesetzbuches hiermit bekannt gegeben. 
Die Gläubigerinnen/Gläubiger werden aufgefordert, ihre 
Ansprüche bei der Stiftungsverwaltung, Andrea Schwarz, 
wohnhaft Hamburger Straße 131 in 22083 Hamburg, geltend 
zu machen.

Hamburg, den 31. Januar 2022

Die Liquidatorin 266

Gläubigeraufruf

Die Behörde für Justiz und Verbraucherschutz der 
Freien und Hansestadt Hamburg hat als die für die 
 Stiftungsaufsicht zuständige Behörde mit Verfügung vom 
25. Januar 2022 gemäß § 7 Absatz 3 des Hamburgischen 
Stiftungsgesetzes vom 14. Dezember 2005 (HmbGVBl. 
S. 521) auf Antrag die Auflösung/Zulegung der Stiftung 

Stipendienstiftung für das Berufsfach- und Fachschul-
wesen mit Sitz in der Freien und Hansestadt Hamburg 
genehmigt.

Die Auflösung/Zulegung der Stiftung wird gemäß § 50 
des Bürgerlichen Gesetzbuches hiermit bekannt gegeben. 
Die Gläubigerinnen/Gläubiger werden aufgefordert, ihre 
Ansprüche bei der Stiftungsverwaltung, Andrea Schwarz, 
wohnhaft Hamburger Straße 131 in 22083 Hamburg, 
geltend zu machen.

Hamburg, den 7. Februar 2022

Die Liquidatorin 267

Gläubigeraufruf

Der Verein SLG TopShots Hamburg e.V. (Amts gericht 
Hamburg, VR 23326) mit Sitz in Hamburg, ist aufgelöst 
worden. Die Gläubiger werden gebeten, sich bei dem Verein 
zu melden.

Hamburg, den 14. Januar 2022

Der Liquidator 268

Gläubigeraufruf

Die Behörde für Justiz und Verbraucherschutz der 
Freien und Hansestadt Hamburg hat als die für die 
Stiftungsaufsicht zuständige Behörde mit Verfügung vom 
5. Januar 2022 gemäß § 7 Absatz 3 des Hamburgischen Stif-
tungsgesetzes vom 14. Dezember 2005 (HmbGVBl. S. 521) 
auf Antrag die Auflösung/Zulegung der Stiftung J.   H. Sey-
fert senior-Stiftung mit Sitz in der Freien und Hansestadt 
Hamburg genehmigt.

Die Auflösung/Zulegung der Stiftung wird gemäß § 50 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches hiermit bekannt gegeben. Die 
Gläubigerinnen/Gläubiger werden aufgefordert, ihre Ansprü-
che bei der Stiftungsverwaltung, Andrea Schwarz, wohnhaft 
Hamburger Straße 131 in 22083 Hamburg, geltend zu machen.

Hamburg, den 31. Januar 2022

Die Liquidatorin 269
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